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Zweck und Stellenwert 

 
Am 1. Dezember 2007 trat die geänderte Fas-
sung des Parlamentsgesetzes (ParlG) in Kraft 
(Änderung vom 22. Juni 2007). Damit wurden 
die bereits vier Jahre zuvor grundlegend über-
arbeiteten gesetzlichen Bestimmungen zu den 
Planungs- und Rechenschaftsinstrumenten 
des Bundesrates erneut revidiert. 

In Umsetzung des neuen Rechts unterbreitete 
der Bundesrat dem Parlament am 23. Januar 
2008 die Botschaft über die Legislaturplanung 
2007–2011 und den Entwurf zu einem einfa-
chen Bundesbeschluss mit den politischen 
Leitlinien, den Zielen sowie den wichtigsten 
geplanten Erlassen der Bundesversammlung 
und weiteren Massnahmen (Art. 146 ParlG). 
Der Bundesbeschluss wurde von den Räten 
am 18. September 2008 verabschiedet (BBl 
2008 8543). Er folgt überwiegend den Vorstel-
lungen des Bundesrates, enthält aber auch 
etliche Änderungen. 

Die jährlichen Ziele des Bundesrates sind dem 
Parlament jeweils bis zu Beginn der letzten 
ordentlichen Session des Vorjahres bekannt-
zugeben und auf die Legislaturplanung abzu-
stimmen (Art. 144 Abs. 1 ParlG). Gegenüber 
der bundesrätlichen Fassung haben die eid-
genössischen Räte u.a. ein neues Ziel einge-
fügt: Ziel 8. Dies hat zur Folge, dass die Num-
merierung der Ziele im vorliegenden Doku-
ment nicht mehr mit derjenigen der Botschaft 
zur Legislaturplanung übereinstimmen. 

Gestützt auf die Jahresziele nimmt die Bun-
despräsidentin oder der Bundespräsident je-
weils in der Wintersession im Namen des 
Bundesrates eine mündliche Standortbestim-
mung vor. In diesem Sinne überweist der Bun-
desrat dem Parlament die Jahresziele 2010 
zur Information. 

Legislaturplanung und Jahresziele tragen dazu 
bei, anhand vorgegebener Prioritäten die Ar-
beit der Verwaltung zu führen und damit die 
Gesetzgebungs- und Verwaltungstätigkeit ko-
härent zu gestalten. Die Jahresziele des Bun-

desrates stellen dabei eine politische Ab-
sichtserklärung dar: Sie sollen die Marschrich-
tung der bundesrätlichen Politik vorgeben, 
ohne aber zum Korsett zu werden, das unvor-
hersehbare, dringend gebotene Massnahmen 
verhindern würde. Der Bundesrat kann des-
halb in begründeten Fällen von den Jahreszie-
len abweichen. 

Wie bisher sind im Rahmen der Legislaturpla-
nung Aufgaben- und Finanzplanung sachlich 
und zeitlich miteinander zu verknüpfen (Art. 
146 Abs. 4 ParlG). Einer entsprechenden Ver-
knüpfung von Jahresplanung und Budget sind 
jedoch klare Grenzen gesetzt. Von grundle-
gender Bedeutung ist dabei, dass die Ausga-
benentwicklung des nächsten Jahres jeweils 
weit mehr vom Vollzug des geltenden Rechts 
als von der beabsichtigten neuen Gesetzge-
bung geprägt ist. Die finanzpolitische Wirkung 
der Jahresziele liegt meist im Bereich der mit-
telfristigen Finanzplanung. Aussagen zur künf-
tigen Gesetzgebung im Rahmen der Jahreszie-
le implizieren daher allenfalls Anpassungen 
des Finanzplans, weisen jedoch eher selten 
einen direkten Bezug zum Budget des gleichen 
Jahres auf. 

Die Jahresziele sind aber nicht nur für den 
Bundesrat und die Verwaltung von Nutzen, 
sondern dienen auch den Geschäftsprüfungs-
kommissionen beider Räte. Mit dem Pla-
nungsdokument wird die Rechenschaftsablage 
unterstützt, indem es dem Parlament ermög-
licht, die Arbeit des Bundesrates über das gan-
ze Berichtsjahr an seinen Zielen zu messen 
und gegebenenfalls gezielte Nachfragen zu 
stellen (Art. 144 Abs. 3 ParlG). Im Planungsdo-
kument werden vorausschauend Ziele und 
zugehörige Massnahmen umschrieben. Ein 
Jahr später zieht der Bundesrat in seinem Be-
richt über die Geschäftsführung Bilanz. Die 
Gliederungen der Legislaturplanung, der jewei-
ligen Jahresziele und der Berichte des Bundes-
rates über seine Geschäftsführung stimmen 
deshalb überein. 
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Schwerpunkte im Jahr 2010 

 
In der Legislaturperiode 2007–2011 sind für 
den Bundesrat fünf politische Leitlinien zent-
ral: Es geht ihm um die Stärkung des Wirt-
schaftsstandorts Schweiz, um die Gewährleis-
tung der Sicherheit, sodann um die Verbesse-
rung der gesellschaftlichen Kohäsion, um die 
nachhaltige Ressourcennutzung sowie um die 
gute internationale Vernetzung der Schweiz. 

Mit ihrem Beschluss vom 18. September 
2008 (BBl 2008 8543) haben die eidgenössi-
schen Räte dieser Schwerpunktsetzung ihre 
Unterstützung gegeben und bei der Stärkung 
des Wirtschaftsstandortes ausserdem betont, 
dass die entsprechenden Bestrebungen des 
Bundes zu mehr und besseren Arbeitsplätzen 
führen sollen. 

Diese Fokussierung hat heute noch an Bedeu-
tung gewonnen. Die Überwindung der Wirt-
schaftskrise und die Rückkehr zu einer ge-
sund wachsenden Wirtschaft wird auch 2010 
eine der wichtigsten Herausforderungen dar-
stellen. Der Bundesrat hat mit den Stabilisie-
rungsmassnahmen im Finanzsektor und den 
drei Stufen der Stabilisierungspolitik rechtzei-
tig die notwendigen Massnahmen in die Wege 
geleitet, um den zu erwartenden Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zu begrenzen. Sollte sich die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt 2010 jedoch 
deutlich über das erwartete Mass hinaus ver-
schlechtern – was laut den jüngsten Progno-
sen indes nicht der Fall sein wird –, behält 
sich der Bundesrat vor, weitere Massnahmen 
zur Bekämpfung der Unterauslastung der 
Wirtschaft und der Arbeitslosigkeit zu prüfen. 
Ansonsten liegt der Fokus der Wirtschaftspoli-
tik auf der konsequenten Umsetzung und ge-
gebenenfalls Erweiterung der wachstumspoli-
tischen Agenda. Eine wichtige Voraussetzung 
für eine wiedererstarkende Wirtschaft ist die 
Begrenzung der Schuldenentwicklung und der 
Staatsquote – der Stabilisierung der Wirt-
schaft muss nun die Konsolidierung des Bun-
deshaushalts folgen. 

Einen weiteren Schwerpunkt bilden im Jahr 
2010 die Arbeiten an der Staatsleitungsre-

form. Einerseits geht es um die Stärkung der 
politischen Führung des Bundesrates als Kol-
legium und andererseits um eine Kapazitäts-
erweiterung durch Entlastung seiner Mitglieder 
im Bereich der Verwaltungsführung oder bei 
der Präsenz in parlamentarischen Gremien. 
Auch die Departementsgliederung wird unter 
die Lupe genommen. 

Im Infrastrukturbereich gehen die Planungsar-
beiten zur Erweiterung des Bahnnetzes mit der 
Vernehmlassung zur Bahn 2030 weiter, wel-
che an das Grossprojekt Zukünftige Entwick-
lung der Bahninfrastruktur (ZEB) anschliesst. 
Der ungebremst steigende Bedarf an Mobilität 
verlangt, dass weitere Massnahmen frühzeitig 
eingeleitet werden. Was Ausbauarbeiten am 
Strassennetz anbelangt, liegt der Ball momen-
tan beim Parlament. 

Der neue Bericht über die Sicherheitspolitik 
der Schweiz wird im Laufe des Jahres 2010 
erscheinen und die grossen Linien und Eck-
werte für die Weiterentwicklung der Sicher-
heitspolitik und ihrer einzelnen Instrumente 
enthalten. 

Im Verhältnis zur EU sind unter anderem Ver-
handlungen und Abkommen im Energie- und 
Umweltbereich geplant. So wird über ein Elekt-
rizitätsabkommen beraten, das die Harmoni-
sierung des schweizerischen und europäi-
schen Strommarktes zum Ziel hat und den 
Netzzugang für den grenzüberschreitenden 
Stromverkehr regeln soll, oder es werden Über-
legungen angestellt zur Verknüpfung der be-
stehenden CO2-Emissionshandelssysteme. 

Im Weiteren behält der Bundesrat insbesonde-
re auch die internationale Diskussion zu den 
Finanz- und Besteuerungssystemen im Blick. 

Gestartet werden schliesslich die Arbeiten an 
der 12. AHV-Revision, mit welcher die finanziel-
le Konsolidierung dieses Sozialwerks durch 
leistungs- und finanzierungsseitige Massnah-
men sichergestellt werden soll. Auch die weite-
re Entwicklung der Gesundheitskosten bleibt 
ein Schwerpunkt. 
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Die Ziele des Bundesrates 2010: Überblick 

 
1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz 

stärken, um die Voraussetzungen 
für mehr und bessere Arbeitsplätze 
zu schaffen 

 
Ziel 1: Wettbewerb im Binnenmarkt verstär-

ken und Rahmenbedingungen verbes-
sern 

 Beurteilung der Entwicklung von Kon-
junktur und Arbeitsmarkt sowie bei Be-
darf Prüfung von zusätzlichen Mass-
nahmen 

 Sammelbotschaft zur Standortförderung 
2012–2015 

 Bereinigung der Spezialgesetzgebung im 
Bereich der Produktesicherheit und ge-
gebenenfalls Eröffnung einer Vernehm-
lassung 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für 
Eventualverpflichtungen (Bürgschaften) 
in der Wohnraumförderung 

 Intensivierung der Freihandelspolitik im 
Hinblick auf den Ausbau und die Ver-
stärkung des Netzes von Freihandelsab-
kommen mit Partnern ausserhalb der EU 

 Engagement zur Stärkung des multilate-
ralen Handelssystems im Rahmen der 
WTO durch den Abschluss der Doha-
Runde 

 Botschaft über die finanziellen Mittel für 
die Landwirtschaft in den Jahren 2012 
und 2013 

 Botschaft zur Teilrevision des Schuld-
betreibungs- und Konkursrechts (Sanie-
rungsrecht) 

 Vernehmlassung zur «Elektronischen Ur-
kunde» 

 Vernehmlassung zur Teilrevision des 
Haftpflichtrechts (Verjährungsfristen) 

 Stossrichtung der Totalrevision des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes 

 Vernehmlassungsergebnisse zur Revi-
sion der Gesetzgebung im Bereich Bör-
sendelikte und Marktmissbrauch 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über 
die Sicherung der Bankeinlagen 

 Bericht zur Überprüfung der Finanz-
marktaufsicht 

 

Ziel 2: Bildung, Forschung und Innovation för-
dern 

 Botschaft zur Totalrevision des For-
schungsgesetzes (Bundesgesetz über die 
Förderung der Forschung und Innovation) 

 Botschaft über die Förderung von Bildung, 
Forschung und Innovation im Jahre 2012 

 Botschaft über die Genehmigung der Betei-
ligung der Schweiz an der Phase I des «Eu-
ropean XFEL Project» 

 Vernehmlassungsergebnisse zur Teilrevi-
sion des Medizinalberufegesetzes 

 Vernehmlassungsergebnisse zur Revision 
des Bundesgesetzes über die medizinisch 
unterstützte Fortpflanzung 

 
Ziel 3: Handlungsfähigkeit des Staates und 

Attraktivität des Steuersystems stärken: 
Ausgleich des Bundeshaushalts nach-
haltig sicherstellen und Steuerreformen 
weiterführen 

 Zusatzbotschaft zur Staatsleitungsreform 
 Vernehmlassung und Botschaft über die 
Konsolidierung des Bundeshaushalts und 
die Umsetzung der Aufgabenüberprüfung 

 Botschaft zur Neudotierung der Finanz-
ausgleichsgefässe Bund-Kantone für die 
Jahre 2012–2015 

 Vernehmlassung und Entscheid über das 
weitere Vorgehen zur Unternehmensbe-
steuerung 

 Botschaft über die Besteuerung des priva-
ten Wohneigentums, indirekter Gegenvor-
schlag zur Eidgenössischen Volksinitiative 
«Sicheres Wohnen im Alter» 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den 
Einkauf von Waren in Zollfreiläden auf 
Flughäfen (Tax free at arrival) 

 Entscheid zur Weiterentwicklung der er-
gebnisorientierten Verwaltungsführung 
(FLAG) 

 Bundesweite Personalstrategie 
 Umsetzungsschritte der E-Government-
Strategie Schweiz 

 
Ziel 4: Leistungsfähigkeit und Nutzung der 

Infrastruktur optimieren 
 Bericht über die Zukunft der nationalen 
Infrastrukturnetze in der Schweiz 
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 Botschaft zur Revision des Strassenver-
kehrsgesetzes (Via sicura) 

 Vernehmlassungen zur Bahn 2030 und 
zu einem zweiten Sanierungspaket ge-
gen Eisenbahnlärm 

 Zweite Zusatzbotschaft zur Bahn-
reform 2 

 Botschaft zur Leistungsvereinbarung 
Bund-SBB 2011–2012 und zur Finan-
zierung der KTU 2011–2012 

 Strategie für den Ausbau von Tele-
kommunikationsnetzen mit hoher 
Bandbreite 

 
 
2 Die Sicherheit gewährleisten 
 
Ziel 5: Der Gewaltanwendung und der Krimi-

nalität vorbeugen und diese bekämp-
fen 

 Vernehmlassungsergebnis zur neuen   
Polizeigesetzgebung des Bundes 

 Vernehmlassungsergebnis betreffend 
die Ratifikation des Übereinkommens 
des Europarates zur Bekämpfung von 
Menschenhandel und die gesetzliche 
Regelung des ausserprozessualen Zeu-
genschutzes 

 
Ziel 6: Internationale Zusammenarbeit im 

Justiz- und Polizeibereich verstärken 
 Abschluss von internationalen Abkom-
men im Rahmen von Schengen/Dublin 

 Botschaft zur Ratifizierung der Cyber-
crime-Konvention des Europarates 

 Abschluss von internationalen Migra-
tionspartnerschaftsabkommen 

 
Ziel 7: Sicherheitspolitik umsetzen 

 Verabschiedung des Berichts über die 
Sicherheitspolitik der Schweiz 

 Botschaft über einen Rahmenkredit zur 
Weiterführung der Unterstützung der 
drei Genfer Zentren für zivile friedens-
fördernde Massnahmen und verwandter 
sicherheitspolitischer Aktivitäten 

 Entscheid zum Tiger-Teilersatz 
 Botschaft zur Teilrevision des Bundes-
gesetzes über den Bevölkerungsschutz 
und den Zivilschutz 

 
 

3 Die gesellschaftliche Kohäsion stär-
ken 

 
Ziel 8: Entwicklung einer kohärenten Familien-

politik 
 Botschaft über die Verlängerung der An-
stossfinanzierung für die familienexterne 
Kinderbetreuung 

 Einführung eines nationalen Familienzu-
lagenregisters 

 Botschaft zur Teilrevision des Zivilgesetz-
buches (gemeinsames Sorgerecht) 

 
Ziel 9: Sozialwerke sanieren und sichern 

 Botschaft zur 6. IV-Revision, zweites Mass-
nahmenpaket 

 Einrichtung des IV-Fonds 
 Entscheid über die Grundzüge der 12. AHV-
Revision 

 Erhöhung des Beitragssatzes in der Er-
werbsersatzordnung 

 
Ziel 10: Gesundheitskosten eindämmen – Ge-

sundheit fördern 
 Botschaft zur Totalrevision des Epidemien-
gesetzes 

 Verabschiedung des nationalen HIV/Aids-
Programms 2011–2015 

 Vernehmlassungsergebnisse zur Revision 
des Heilmittelgesetzes 

 
Ziel 11: Gesellschaftlichen Zusammenhalt för-

dern 
 Botschaft zu einer Revision des Bürger-
rechtsgesetzes 

 Botschaft zur Änderung des Asyl- und Aus-
ländergesetzes 

 Botschaft zur Revision des Strafgesetzbu-
ches (organisierte Suizidhilfe) 

 Bericht über die Ausgestaltung der sozia-
len Absicherung bei Erwerbsausfall 

 Massnahmen zur Prävention von Jugend-
gewalt 

 Verordnung betreffend Kinder- und Ju-
gendschutz sowie Kinderrechte 

 Botschaft zur Revision des Jugendförde-
rungsgesetzes 

 Drittes Massnahmenpaket zum sportpoliti-
schen Konzept 

 Verabschiedung der Verordnungen zur 
neuen Sportgesetzgebung 

 



7 

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen 
 
Ziel 12: Energieversorgung sicherstellen 

 Weitere Umsetzung der Energieaussen-
politik 

 Bericht über Gebühren und Abgaben an 
die Gemeinwesen 

 
Ziel 13: Schonender Umgang mit den natürli-

chen Ressourcen 
 Bericht über die Biodiversitätsstrategie 
Schweiz 

 Botschaft zu einer Teilrevision des 
Raumplanungsgesetzes 

 
 
5 Die Stellung der Schweiz in einer 

vernetzten Welt festigen 
 
Ziel 14: Konsolidierung der Beziehungen zur 

EU 
 Bericht zur Evaluation der europapoliti-
schen Instrumente der Schweiz 

 Verabschiedung eines Verhandlungs-
mandats über die Beteiligung am Projekt 
Galileo 

 Verabschiedung eines Verhandlungs-
mandats über die Beteiligung am Emis-
sionshandelssystem (ETS) 

 Verabschiedung eines Verhandlungs-
mandats über eine Zusammenarbeit im 
Chemikalienbereich 

 Botschaft über die Genehmigung der 
Anpassung von Anhang III des Freizügig-
keitsabkommens 

 Botschaft zur Revision des Lebensmit-
telgesetzes im Hinblick auf ein allfälliges 
Abkommen im Agrar-, Lebensmittel- und 
Gesundheitsbereich 

Ziel 15: Multilaterales Regelwerk gestalten 
 Botschaft zum Bau eines Annexneubaus 
zur Erweiterung des Sitzgebäudes der WTO 
(dritte Etappe des «site unique»-Projekts) 

 Botschaft über die Genehmigung des 
Übereinkommens gegen das Verschwin-
denlassen von Personen 

 Botschaft über die Genehmigung des 
Übereinkommens über die Streumunition 

 Botschaft zur Beteiligung der Schweiz an 
den Kapitalerhöhungen der multilateralen 
Entwicklungsbanken und an der Wieder-
auffüllung der afrikanischen und interame-
rikanischen Entwicklungsfonds 

 
Ziel 16: Friedensförderung und Konfliktpräven-

tion 
 Bericht über die Massnahmen zur zivilen 
Friedensförderung und Stärkung der Men-
schenrechte 

 Bericht über die Menschenrechtsaussen-
politik der Schweiz (2008–2011) 

 Bericht über die Globalstrategie des Bun-
desrates in den Bereichen Friedensförde-
rung und Abrüstung 

 
Ziel 17: Armutsreduktion durch kohärente und 

wirksame Hilfe zur Selbsthilfe 
 Botschaft zur Verlängerung und Aufsto-
ckung des Rahmenkredits der humanitä-
ren Hilfe 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufsto-
ckung des Rahmenkredits der Ostzusam-
menarbeit 

 Bericht 2010 der Schweiz über die Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele 
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1 Den Wirtschaftsstandort 
Schweiz stärken, um die 
Voraussetzungen für mehr 
und bessere Arbeitsplätze 
zu schaffen 
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Ziel 1: Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen 
verbessern 

 Beurteilung der Entwicklung von Konjunktur und Arbeitsmarkt sowie bei Bedarf Prüfung von 
zusätzlichen Massnahmen 

 Sammelbotschaft zur Standortförderung 2012–2015 
 Bereinigung der Spezialgesetzgebung im Bereich der Produktesicherheit und gegebenenfalls 
Eröffnung einer Vernehmlassung 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für Eventualverpflichtungen (Bürgschaften) in der Wohn-
raumförderung 

 Intensivierung der Freihandelspolitik im Hinblick auf den Ausbau und die Verstärkung des 
Netzes von Freihandelsabkommen mit Partnern ausserhalb der EU 

 Engagement zur Stärkung des multilateralen Handelssystems im Rahmen der WTO durch 
den Abschluss der Doha-Runde 

 Botschaft über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft in den Jahren 2012 und 2013 
 Botschaft zur Teilrevision des Schuldbetreibungs- und Konkursrechts (Sanierungsrecht) 
 Vernehmlassung zur «Elektronischen Urkunde» 
 Vernehmlassung zur Teilrevision des Haftpflichtrechts (Verjährungsfristen) 
 Stossrichtung der Totalrevision des Versicherungsvertragsgesetzes 
 Vernehmlassungsergebnisse zur Revision der Gesetzgebung im Bereich Börsendelikte und 
Marktmissbrauch 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Sicherung der Bankeinlagen 
 Bericht zur Überprüfung der Finanzmarktaufsicht 

 

 
Die Überwindung der Wirtschaftskrise und die 
Rückkehr zu einer gesund wachsenden Wirt-
schaft wird auch 2010 eine Herausforderung 
darstellen. Der Bundesrat hat mit den Stabili-
sierungsmassnahmen im Finanzsektor und 
den drei Stufen der Stabilisierungspolitik 
rechtzeitig die notwendigen Massnahmen in 
die Wege geleitet, um den zu erwartenden 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu begrenzen. Soll-
te sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
2010 jedoch deutlich über das erwartete 
Mass hinaus verschlechtern, behält sich der 
Bundesrat die Prüfung weiterer Massnahmen 
zur Bekämpfung der Unterauslastung der 
Wirtschaft und der Arbeitslosigkeit vor. 

Der Bundesrat wird gegen Ende 2010 die 
Sammelbotschaft zur Standortförderung 
2012–2015 verabschieden. Die Vorlage um-
fasst in einer Gesamtschau die konzeptionel-
len Grundlagen der Standortförderung des 
Bundes (KMU-Politik, Exportförderung, Stand-
ortpromotion, Tourismuspolitik). Dabei wird 
auch die Finanzierung der Regionalpolitik 
thematisiert. Gleichzeitig legt die Sammelbot-

schaft die vierjährige Finanzierungsgrundlage 
hierfür vor. 

Der Bundesrat wird die sektoriellen Gesetze im 
Bereich der Produktesicherheit auf Doppelspu-
rigkeiten und unbegründete Abweichungen 
vom neuen allgemeinen Produktesicherheits-
gesetz hin überprüfen und gegebenenfalls bis 
Ende 2010 eine Vernehmlassungsvorlage für 
die Bereinigung ausarbeiten. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
die Botschaft zu einem Rahmenkredit für 
Eventualverpflichtungen, das heisst Bürgschaf-
ten in der Wohnraumförderung verabschieden. 
Dieser Kredit ist auf mindestens vier Jahre 
angelegt und soll hauptsächlich für die Ver-
bürgung von Anleihen der Emissionszentrale 
für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW) ver-
wendet werden. 

Der Bundesrat wird sich dafür einsetzen, dass 
der Abschluss und die Verstärkung des Netzes 
von Freihandelsabkommen der Schweiz inten-
siviert und beschleunigt werden, um eine stär-
kere Öffnung der Exportmärkte zu erreichen. 
Er wird insbesondere, je nach Fortschritt der 
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laufenden Verhandlungen, die Unterzeichnung 
von Freihandelsabkommen beschliessen – 
dies gilt namentlich für Abkommen zwischen 
den EFTA-Staaten und Algerien, Hongkong, 
Indien und der Ukraine. 

Der Bundesrat setzt sich dafür ein, dass die 
Doha-Runde der WTO 2010 auf der Grundlage 
der bis anhin erzielten Fortschritte abge-
schlossen wird. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2010 
eine Botschaft über die finanziellen Mittel für 
die Landwirtschaft in den Jahren 2012 und 
2013 verabschieden. Mit einem Zahlungs-
rahmen sollen für diese beiden Jahre die 
Höchstbeträge der Zahlungskredite für die 
Landwirtschaft festgelegt werden. Es handelt 
sich um eine Übergangsphase, damit in Zu-
kunft das Festlegen des Zahlungsrahmens mit 
der Legislaturfinanzplanung koordiniert wer-
den kann. 

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte 
eine Botschaft zur Teilrevision des Schuld-
betreibungs- und Konkursrechts (Sanierungs-
recht) verabschieden. Mit der Vorlage soll das 
Nachlassverfahren des Schuldbetreibungs- 
und Konkursrechts punktuell revidiert werden, 
um eine Sanierung einer Unternehmung in der 
Praxis zu erleichtern. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2010 
die Vernehmlassung zur «Elektronischen Ur-
kunde» eröffnen. Dabei geht es, gestützt auf 
Artikel 55bis Schlusstitel des Zivilgesetzbuches 
(ZGB), um Bestimmungen betreffend die An-
forderungen an die elektronische Ausfertigung 
von öffentlichen Urkunden und die elektroni-
sche Beglaubigung. 

Der Bundesrat wird die Vernehmlassung über 
die Teilrevision des Haftpflichtrechts im zwei-
ten Halbjahr 2010 eröffnen, die zum Ziel hat, 
die Verjährungsfristen angemessen zu verlän-
gern und zu vereinheitlichen. Unter anderem 
soll sichergestellt werden, dass Opfer auch bei 
Spätschäden Schadenersatzansprüche gel-
tend machen können. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
den Auftrag zur Ausarbeitung einer Botschaft 
zur Totalrevision des Bundesgesetzes über 

den Versicherungsvertrag (VVG) erteilen. Das 
Gesetz, das fast hundert Jahre alt ist, regelt 
die privatrechtlichen Beziehungen zwischen 
Versicherungsunternehmen und Versicherten. 
Mit der Vorlage sollen die Anpassung des Ver-
sicherungsvertragsrechts an die veränderten 
Gegebenheiten und Bedürfnisse vorgenom-
men sowie die Sicherstellung eines vernünfti-
gen und realisierbaren Versicherungsschutzes 
garantiert werden. 

Die Regulierung im Bereich Börsendelikte und 
Marktmissbrauch weist materiell- und verfah-
rensrechtliche Mängel auf. Mit der Revision 
dieser Regulierung soll den parlamentarischen 
Vorstössen und den Empfehlungen einer Ex-
pertenkommission, welche die in diesem Be-
reich bestehenden Probleme analysiert hat, 
Rechnung getragen werden. Es geht unter 
anderem um die Definition des Insiderhandels, 
der Kursmanipulation und weiterer Markt-
missbrauchstatbestände sowie um Verfahrens- 
und Zuständigkeitsfragen. Der Bundesrat wird 
die Vernehmlassungsergebnisse zur Revision 
im Bereich Börsendelikte und Marktmiss-
brauch zur Kenntnis nehmen und über das 
weitere Vorgehen entscheiden. 

Der Bundesrat hat im September 2009 die 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die 
Sicherung der Bankeinlagen eröffnet. Der 
Schutz der Bankeinlagen soll mit einem neuen 
Gesetz grundlegend überarbeitet werden, 
nachdem das Parlament im Dezember 2008 
erste – bis Ende 2010 befristete – Massnah-
men beschlossen hat. An die Stelle der heuti-
gen Einlagensicherung soll ein neues System 
treten. Der Bundesrat wird in der ersten Jah-
reshälfte die Ergebnisse des Vernehmlas-
sungsverfahrens zur Kenntnis nehmen und die 
entsprechende Botschaft zuhanden der eidge-
nössischen Räte verabschieden. 

In Erfüllung von parlamentarischen Vorstössen 
wird der Bundesrat die Finanzmarktaufsicht in 
der Finanzkrise einer Überprüfung unterziehen 
und dem Parlament im ersten Halbjahr 2010 
einen entsprechenden Bericht vorlegen. Ge-
stützt auf diesen Bericht wird der Bundesrat 
zudem das weitere Vorgehen im Bereich der 
Finanzmarktaufsicht festlegen und allfällig zu 
treffende Massnahmen anordnen. 
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Ziel 2: Bildung, Forschung und Innovation fördern 

 Botschaft zur Totalrevision des Forschungsgesetzes (Bundesgesetz über die Förderung der 
Forschung und Innovation) 

 Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und Innovation im Jahre 2012 
 Botschaft über die Genehmigung der Beteiligung der Schweiz an der Phase I des «European 
XFEL Project» 

 Vernehmlassungsergebnisse zur Teilrevision des Medizinalberufegesetzes 
 Vernehmlassungsergebnisse zur Revision des Bundesgesetzes über die medizinisch unter-
stützte Fortpflanzung 

 

 
Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
2010 die Botschaft zur Totalrevision des Bun-
desgesetzes über die Förderung der For-
schung und Innovation (Forschungs- und Inno-
vationsförderungsgesetz, FIFG) verabschieden. 
Diesen Titel trägt das Forschungsgesetz seit 
der von den eidgenössischen Räten im Sep-
tember 2009 abgeschlossenen Partialrevision, 
mit welcher die Kommission für Technologie 
und Innovation (KTI) neu im Gesetz abgestützt 
wurde. Die Totalrevision bringt verschiedene 
rechtliche Präzisierungen und Ergänzungen 
von sowohl sachlicher wie verfahrensmässiger 
Natur, welche für eine wirksame Erfüllung der 
Bundesaufgaben im Bereich der Forschungs- 
und Innovationsförderung notwendig sind. In 
Erfüllung entsprechender parlamentarischer 
Entscheide beinhaltet die Vorlage zudem eine 
Rechtsgrundlage, welche es dem Bund ermög-
licht, die allfällige Schaffung eines schweizeri-
schen Innovationsparks zu unterstützen. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
die Botschaft über die Förderung von Bildung, 
Forschung und Innovation im Jahre 2012 (BFI-
Botschaft 2012) vorlegen. Diese Botschaft 
bildet die Brücke zwischen der BFI-Periode 
2008–2011 und 2013–2016, dies aufgrund 
der Abstimmung der Legislaturplanung mit 
bedeutenden mehrjährigen Finanzbeschlüs-
sen. Mit ihr werden die Kredite für die Förde-
rung von Bildung, Forschung und Innovation 
für das Übergangsjahr 2012 beantragt. Aus-
serdem bedarf es, ebenfalls wegen der er-
wähnten Abstimmung, einer Änderung des 
ETH-Gesetzes. 

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte 
2010 die Botschaft über die Genehmigung der 

Beteiligung der Schweiz an der Phase I des 
«European XFEL Project» verabschieden. Es 
geht um Bau und Betrieb eines Röntgenlasers 
in einem 3,4 km langen Tunnel bei Hamburg. 
Mit der Beteiligung an dieser zukunftsweisen-
den Forschungsinfrastruktur eröffnen sich den 
Schweizer Forschenden aus Hochschule und 
Industrie völlig neue Analysemethoden im mo-
lekularen Bereich. Die bisher verfügbaren Mög-
lichkeiten auf nationaler und internationaler 
Ebene werden markant erweitert. Die zur Ge-
nehmigung unterbreitete Phase umfasst vor-
erst nur die Bauphase, welche nach heutiger 
Planung Ende 2014 abgeschlossen werden 
soll. 

Das Medizinalberufegesetz (MedBG) ist am 1. 
September 2007 in Kraft getreten und muss 
einer ersten Teilrevision unterzogen werden. 
Mit der Übernahme der Richtlinie 2005/36/EG 
über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen sind gewisse Bestimmungen nicht mehr 
mit dem europäischen Recht vereinbar. Eine 
Anpassung ist erforderlich bei der Anwendung 
der Begriffe der selbstständigen und unselbst-
ständigen Berufsausübung. Der Bundesrat 
wird vor dem Sommer 2010 von den Vernehm-
lassungsergebnissen Kenntnis nehmen und 
das weitere Vorgehen festlegen. 

Der Bundesrat wird Anfang 2010 die Ergebnis-
se der Vernehmlassung zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die medizinisch unter-
stützte Fortpflanzung (Zulassung der Prä-
implantationsdiagnostik) zur Kenntnis nehmen 
und über das weitere Vorgehen beschliessen. 
In der Schweiz ist das Verfahren seit Inkrafttre-
ten des Fortpflanzungsmedizingesetzes unzu-
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lässig. Im Jahre 2005 beauftragte das Parla-
ment den Bundesrat, eine gesetzliche Rege-

lung zur Zulassung der Präimplantationsdi-
agnostik auszuarbeiten. 

 

Ziel 3: Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersys-
tems stärken: Ausgleich des Bundeshaushalts nachhaltig sicher-
stellen und Steuerreformen weiterführen 

 Zusatzbotschaft zur Staatsleitungsreform 
 Vernehmlassung und Botschaft über die Konsolidierung des Bundeshaushalts und die  
Umsetzung der Aufgabenüberprüfung 

 Botschaft zur Neudotierung der Finanzausgleichsgefässe Bund-Kantone für die Jahre  
2012–2015 

 Vernehmlassung und Entscheid über das weitere Vorgehen zur Unternehmensbesteuerung 
 Botschaft über die Besteuerung des privaten Wohneigentums, indirekter Gegenvorschlag zur 
Eidgenössischen Volksinitiative «Sicheres Wohnen im Alter» 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den Einkauf von Waren in Zollfreiläden auf Flughäfen  
(Tax free at arrival) 

 Entscheid zur Weiterentwicklung der ergebnisorientierten Verwaltungsführung (FLAG) 
 Bundesweite Personalstrategie 
 Umsetzungsschritte der E-Government-Strategie Schweiz 

 

 
Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte 
eine Zusatzbotschaft zur Staatsleitungsreform 
verabschieden. Im Wesentlichen geht es um 
Reformvorschläge, die grösstenteils keine 
grundlegenden institutionellen Änderungen 
erfordern und sich deshalb im Rahmen der 
geltenden Verfassungsordnung umsetzen las-
sen. Insbesondere will der Bundesrat Mass-
nahmen näher prüfen, welche die Regierungs-
tätigkeit stärken. Zur Diskussion stehen häufi-
gere Grundsatzdebatten und Aussprachen zu 
wichtigen Themen sowie Neuerungen zur Ge-
staltung der Bundesratssitzungen und die 
Einführung eines ausgebauten schriftlichen 
Beschlussverfahrens für Geschäfte ohne Dis-
kussionsbedarf. Weiter wird geprüft, inwieweit 
sich der Bundesrat im parlamentarischen Ge-
schäftsverkehr vermehrt vertreten lassen 
kann. Zudem werden eine längere Amtsdauer 
des Bundespräsidiums näher unter die Lupe 
genommen und dabei auch die Möglichkeiten 
der Verbindung mit der Führung des Eidge-
nössischen Departements für auswärtige An-
gelegenheiten (EDA) untersucht. Dies würde 
aber eine Änderung der Bundesverfassung 
bedingen. 

In den Finanzplanjahren stehen im Bundes-
haushalt strukturelle Defizite in Milliardenhöhe 
an: Damit die Vorgaben der Schuldenbremse 
im Voranschlag 2011 und in den Finanzplan-
jahren 2012–2014 eingehalten werden kön-
nen, sind bereits ab 2011 Haushaltsentlas-
tungen in der Grössenordnung von 1,5 Milliar-
den Franken unumgänglich. Der Bundesrat 
wird im ersten Quartal 2010 eine Vernehmlas-
sung zur Haushaltskonsolidierung durchfüh-
ren; eine entsprechende Botschaft soll Mitte 
Jahr zusammen mit Voranschlag und Finanz-
plan verabschiedet werden. Das Konsolidie-
rungskonzept wird sich zum einen mit der Fra-
ge befassen, wie die aus den Steuerreformen 
resultierenden strukturellen Einnahmenausfäl-
le kompensiert werden können. Zum anderen 
wird zu prüfen sein, wie die Auswirkungen der 
niedrigeren Teuerung ausgabenseitig im Zah-
lenwerk berücksichtigt werden können. 
Schliesslich wird im Rahmen des Konsolidie-
rungskonzepts auch die Abbauvorgabe der 
Aufgabenüberprüfung umzusetzen sein. Mit 
der Aufgabenüberprüfung will der Bundesrat 
im Zeitraum 2008–2015 die Staatsquote sta-
bilisieren und mittels Festlegung von Prioritä-
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ten im Aufgabenportfolio des Bundes 
zeitig die Budgetstruktur optimieren. 

Gestützt auf einen Bericht über die Wirksam-
keit des Finanzausgleichs zwischen Bund und 
Kantonen (sog. Wirksamkeitsbericht, den die 
Verwaltung künftig regelmässig erarbeitet) 
wird der Bundesrat, nach Durchführung einer 
Vernehmlassung, in der zweiten Jahreshälfte 
die Botschaft zur Neudotierung der Aus-
gleichsgefässe für die neue Vierjahresperiode 
2012–2015 verabschieden. Der Wirksam-
keitsbericht gibt Aufschluss über die Errei-
chung der Ziele des Finanzausgleichs in der 
vergangenen Periode und erörtert mögliche 
Massnahmen für die kommende Periode. 
Konkret wird er über den Vollzug des Finanz-
ausgleichs, namentlich die Beschaffung der 
Daten für den Ressourcen- und Lastenaus-
gleich, sowie über die Zielerreichung des Fi-
nanzausgleichs, unter anderem den Abbau der 
Disparitäten zwischen ressourcenstarken und 
ressourcenschwachen Kantonen, Auskunft 
geben. Im Weiteren wird er mögliche Mass-
nahmen, namentlich die Anpassung der Dota-
tionen des Ressourcen- und Lastenausgleich 
und die vollständige oder teilweise Aufhebung 
des Härteausgleichs, erörtern. Schliesslich 
wird er auch erste Befunde zur Wirksamkeit 
der Aufgabenneuverteilung zwischen Bund 
und Kantonen beinhalten. 

Auf dem Gebiet der Unternehmensbesteue-
rung besteht Handlungsbedarf aufgrund des 
stetig zunehmenden internationalen Stand-
ortwettbewerbs. Um sicherzustellen, dass die 
Schweiz ihre gute Ausgangslage halten oder 
möglichst verbessern kann, hält der Bundesrat 
gesetzliche Massnahmen zur Verbesserung 
der Standortattraktivität für unabdingbar. Der 
Bundesrat wird – abhängig vom Ergebnis des 
Vernehmlassungsverfahrens – voraussichtlich 
noch im Laufe des Jahres 2010 über das wei-
tere Vorgehen entscheiden. 

Im Juni 2009 fasste der Bundesrat den 
Grundsatzentscheid, der vom Hauseigentü-
merverband Schweiz eingereichten Eidgenös-
sischen Volksinitiative «Sicheres Wohnen im 
Alter» einen indirekten Gegenvorschlag gegen-
überzustellen. Die Volksinitiative verlangt, 
dass Eigentümerinnen und Eigentümer ab 
Erreichen des Pensionierungsalters ein einma-

liges Wahlrecht erhalten, ob sie weiterhin den 
Mietwert des selbstgenutzten Wohneigentums 
versteuern wollen oder ob stattdessen die 
Aufwendungen für das Wohneigentum nur 
noch in beschränktem Masse abgezogen wer-
den können. Der Gegenvorschlag sieht einen 
Systemwechsel bzw. die Abschaffung der Ei-
genmietwertbesteuerung für alle vor. Der Bun-
desrat wird die Botschaft im ersten Halbjahr 
2010 verabschieden. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfah-
rens zur Revision des Bundesgesetzes über 
den Einkauf von Waren in Zollfreiläden auf 
Flughäfen zur Kenntnis nehmen und die ent-
sprechende Botschaft sowie den Entwurf zum 
Bundesgesetz verabschieden. Die Duty-Free-
Shops (Zollfreiläden) in den Schweizer Flughä-
fen sollen auch für ankommende Passagiere 
geöffnet werden. Diese sollen ebenfalls die 
Möglichkeit erhalten, in den Duty-Free-Shops 
Spirituosen, Schaumwein, Körperpflege- und 
Schönheitsmittel sowie Tabakwaren abgaben-
frei zu erwerben. Dies bedingt eine Anpassung 
des Zoll-, des Alkohol-, des Mehrwertsteuer- 
und des Tabaksteuergesetzes. 

Im Lichte der Erkenntnisse aus dem Bericht 
über das Führen mit Leistungsauftrag und 
Globalbudget (Evaluationsbericht FLAG 2009) 
wird der Bundesrat in der zweiten Jahreshälfte 
die bestehende FLAG-Gesamtstrategie einer 
Neubeurteilung unterziehen und verschiedene 
Handlungsoptionen prüfen. Er wird entschei-
den, ob er – ausgehend von den bisher ge-
machten FLAG-Erfahrungen – ein ergebnis-
orientiertes Steuerungsmodell flächendeckend 
für die Bundesverwaltung entwickeln soll. 

Der Bund steht auf dem Arbeitsmarkt mit zahl-
reichen anderen Arbeitgebern in Konkurrenz. 
Er will sich auch in Zukunft dafür einsetzen, 
die besten Mitarbeitenden zu gewinnen und an 
sich zu binden. Angesichts der demographi-
schen Entwicklung muss auch er als Arbeitge-
ber seine Bemühungen intensivieren, um auf 
dem Arbeitsmarkt bestehen zu können. Mit der 
Verabschiedung einer «Personalstrategie 2010 
plus» will der Bundesrat die Basis für eine 
langfristige und nachhaltige Ausrichtung des 
Personalkörpers der Bundesverwaltung schaf-
fen. 
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Mit der E-Government-Strategie wird sicherge-
stellt, dass die Wirtschaft den Verkehr mit den 
Behörden elektronisch abwickelt, die Behör-
den ihre Geschäftsprozesse modernisiert ha-
ben und untereinander elektronisch verkehren 
und dass die Bevölkerung die wichtigsten Ge-
schäfte mit den Behörden elektronisch abwi-
ckeln kann. Für alle priorisierten Vorhaben der 
Strategie ist bis Ende 2010 mindestens die 

Konzeptphase abgeschlossen. Insbesondere 
stehen Verordnungsänderungen zur elektroni-
schen Übermittlung zwischen Privaten und 
Behörden sowie zur elektronischen Zollabferti-
gung zur Entscheidung durch den Bundesrat 
sowie das Ausrollen der digitalen Identität    
(SuisseID) für den Einsatz im elektronischen 
Geschäfts- und Behördenverkehr an. 

 

Ziel 4: Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren 

 Bericht über die Zukunft der nationalen Infrastrukturnetze in der Schweiz 
 Botschaft zur Revision des Strassenverkehrsgesetzes (Via sicura) 
 Vernehmlassungen zur Bahn 2030 und zu einem zweiten Sanierungspaket gegen Eisen-
bahnlärm 

 Zweite Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2 
 Botschaft zur Leistungsvereinbarung Bund-SBB 2011–2012 und zur Finanzierung der KTU 
2011–2012 

 Strategie für den Ausbau von Telekommunikationsnetzen mit hoher Bandbreite 
 

 
Der Bundesrat wird Anfang des Jahres seinen 
Strategiebericht zur Zukunft der nationalen 
Infrastrukturnetze in der Schweiz vorlegen. 
Erstmals werden darin die grossen Infrastruk-
turnetze Strasse, Schiene, Zivilluftfahrt, Strom, 
Gas und Telekommunikation gemeinsam be-
trachtet. Ausgehend von einer Bestandesauf-
nahme des heutigen Zustands werden die 
Herausforderungen skizziert, denen diese 
Netze angesichts der bis ins Jahr 2030 zu 
erwartenden wirtschaftlichen, gesellschaftli-
chen, politischen, technologischen und ökolo-
gischen Entwicklungen gegenüber stehen 
werden. Besonderes Augenmerk wird dabei 
auf die gegenseitigen Verknüpfungen und 
Abhängigkeiten zwischen den verschiedenen 
Infrastrukturnetzen gelegt. Gestützt auf diese 
Analyse, formuliert der Bundesrat sektorüber-
greifende Stossrichtungen und Leitlinien der 
Infrastrukturpolitik im Allgemeinen und er-
gänzt diese durch sektorspezifische Hand-
lungsschwerpunkte mit Horizont 2030 im Be-
sonderen. 

Der Bundesrat wird voraussichtlich in der 
zweiten Jahreshälfte eine Botschaft mit Ände-
rungen im Strassenverkehrsgesetz vorschla-

gen, mit dem Ziel, die Anzahl der im Strassen-
verkehr getöteten und schwer verletzten Per-
sonen innert zehn Jahren signifikant zu sen-
ken. Beispielsweise geht es um Massnahmen 
zur besseren Durchsetzung bestehender Re-
geln, um Präventionsmassnahmen oder um 
bauliche Vorkehrungen zur Senkung des Risi-
kos, im Strassenverkehr getötet oder schwer 
verletzt zu werden. 

Der Bundesrat wird gemäss Vorentscheiden 
des Parlamentes im Rahmen der Behandlung 
der Gesamtschau FinöV die Vernehmlassun-
gen zur Vorlage Bahn 2030 und zur Lärmsa-
nierung des Bahnnetzes eröffnen. Die Vorlage 
Bahn 2030 schliesst an das Grossprojekt Zu-
künftige Entwicklung der Bahninfrastruktur 
(ZEB) an und beinhaltet weitere Ausbauschrit-
te inklusive die dafür nötigen Finanzierungsin-
strumente. Unter anderem werden zurückge-
stellte Projekte wie der Zimmerberg-
Basistunnel wieder zur Debatte stehen. Die 
zweite Vorlage befasst sich mit weiteren 
Schritten zur Lärmsanierung des Bahnnetzes. 
Mit dem bis 2015 befristeten Lärmsanie-
rungsgesetz wird ein Massnahmenpaket reali-
siert, das 500 Millionen Franken weniger als 
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geplant kosten wird. Dieser Betrag soll nun 
anschliessend für ein weiteres Sanierungspa-
ket aufgewendet werden. 

Die Bahnreform ist ein Prozess, der darauf 
abzielt, den öffentlichen Verkehr und insbe-
sondere den Schienenverkehr den heutigen 
Gegebenheiten anzupassen. Die zweite Zu-
satzbotschaft zur Bahnreform 2 wird diesen 
Reformprozess weiterführen. Sie beinhaltet 
vier verschiedene Themengebiete. Mit der 
Übernahme des 1. und 2. EG-Eisenbahn-
pakets sowie der Interoperabilitätsrichtlinien 
werden der diskriminierungsfreie Netzzugang 
und die Interoperabilität des europäischen 
Schienennetzes sichergestellt. Hinzu kommt 
die Gesetzesgrundlage für Ausschreibungen 
im regionalen Personenverkehr (Schwerpunkt: 
Busbereich) und eine Regelung der Finanzie-
rung der Vorhaltekosten der Betriebswehr-
dienste. 

Die Finanzierungszyklen für die Bahnunter-
nehmungen werden an die Legislaturzyklen 
angepasst. Deshalb steht für die Jahre 2011–
2012 eine Übergangslösung an, bevor der 
normale vierjährige Rhythmus wieder aufge-
nommen wird. Der Bundesrat wird somit eine 

Botschaft zur Leistungsvereinbarung Bund-
SBB 2011–2012 und zur Finanzierung der 
konzessionierten Transportunternehmungen 
(KTU) 2011–2012 verabschieden. 

Die Schweiz verfügt derzeit über eine im inter-
nationalen Vergleich hohe Breitbandabde-
ckung. Dank des technologischen Fortschritts 
steigen die Datenübertragungsraten rasch 
weiter an. Es ist für die Schweiz als Wissens-
gesellschaft wichtig, dass sie auch künftighin 
über eine konkurrenzfähige Telekommunika-
tionsinfrastruktur verfügt. Dabei kommt insbe-
sondere der Modernisierung der Hausan-
schlüsse, beispielsweise durch den Einsatz 
von Glasfaser oder von neuen Übertragungs-
standards, eine wichtige Rolle zu. Diesbezüg-
lich herrscht derzeit hierzulande eine erfreuli-
che Dynamik. Man befindet sich aber erst in 
einer Anfangsphase, in welcher zahlreiche 
Aspekte noch offen sind. Damit die Entwick-
lung von sogenannten Anschlussnetzen nächs-
ter Generation in der Schweiz nachhaltig sein 
kann, müssen grundlegende Fragen sowohl 
aus wettbewerbs- als auch aus versorgungspo-
litischer Sicht beantwortet werden. Der Bun-
desrat wird zu diesen Punkten in einer Strate-
gie Stellung nehmen. 
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2 Die Sicherheit gewähr-
leisten 
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Ziel 5: Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und diese 
bekämpfen 

 Vernehmlassungsergebnis zur neuen Polizeigesetzgebung des Bundes 
 Vernehmlassungsergebnis betreffend die Ratifikation des Übereinkommens des Europara-
tes zur Bekämpfung von Menschenhandel und die gesetzliche Regelung des ausserprozes-
sualen Zeugenschutzes 

 

 
Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2010 
das Vernehmlassungsergebnis zur neuen Poli-
zeigesetzgebung des Bundes zur Kenntnis 
nehmen und über das weitere Vorgehen ent-
scheiden. Die Vorlage bündelt und bereinigt in 
einem neuen Bundesgesetz die zahlreichen 
Rechtsquellen, welche die allgemeinen Poli-
zeiaufgaben des Bundes umschreiben wie die 
Bundesgesetze über die kriminalpolizeilichen 
Zentralstellen und über polizeiliche Informa-
tionssysteme des Bundes oder das Schengen-
Informationsaustausch-Gesetz. So sollen so-
wohl Bürgerinnen und Bürger als auch die 
Polizeiangehörigen diese Regelungsmaterie in 
einem gleichermassen verständlichen wie 
transparenten Normenwerk vorfinden, wel-
ches ausschliesslich das Handeln von Polizei-
organen des Bundes regelt und damit die kan-
tonale Polizeihoheit unangetastet lässt. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2010 
das Vernehmlassungsergebnis betreffend die 
Ratifikation des Übereinkommens des Europa-
rates zur Bekämpfung von Menschenhandel 
und die gesetzliche Regelung des ausserpro-

zessualen Zeugenschutzes zur Kenntnis neh-
men und über das weitere Vorgehen entschei-
den. Das Übereinkommen des Europarates 
sieht gegenüber dem von der Schweiz bereits 
ratifizierten UNO-Protokoll zur Verhütung und 
Bekämpfung des Menschenhandels in den 
Bereichen Opfer- und Zeugenschutz verbindli-
chere Bestimmungen sowie einen unabhängi-
gen Überwachungsmechanismus vor. Die vom 
Übereinkommen geforderten besonderen 
Schutzmassnahmen für gefährdete Zeuginnen 
und Zeugen sollen mit einem Bundesgesetz 
über den ausserprozessualen Zeugenschutz 
umgesetzt werden. Der Entwurf enthält die 
rechtlichen Grundlagen und Strukturen für die 
Durchführung von Zeugenschutzprogrammen 
für gefährdete Strafverfahrensbeteiligte. Der 
Bundesrat wird aufgrund des Vernehmlas-
sungsergebnisses entscheiden, ob das Bun-
desgesetz über den ausserprozessualen Zeu-
genschutz mit separater Botschaft auszuarbei-
ten ist oder allenfalls in die Botschaft zur neu-
en Polizeigesetzgebung des Bundes integriert 
werden soll. 

 

Ziel 6: Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich ver-
stärken 

 Abschluss von internationalen Abkommen im Rahmen von Schengen/Dublin 
 Botschaft zur Ratifizierung der Cybercrime-Konvention des Europarates 
 Abschluss von internationalen Migrationspartnerschaftsabkommen 

 

 
Der Bundesrat wird im Verlaufe des Jahres 
2010 über verschiedene Notenaustausche zur 
Übernahme von Weiterentwicklungen des 
Schengen- und eventuell des Dublin-Besitz-
standes sowie deren Umsetzung entscheiden. 

Die Notenaustausche mit der EU sind teilweise 
dem Parlament zur Genehmigung zu unterbrei-
ten. Zudem erfordert deren Umsetzung biswei-
len den Erlass von Bundesgesetzen. Voraus-
sichtlich sind drei Vorlagen von grösserer Be-
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deutung zu erwarten: Im ersten Halbjahr wird 
der Bundesrat die Botschaft betreffend die 
Übernahme der Weiterentwicklungen zum 
Aussengrenzenfonds sowie das Zusatzab-
kommen mit der EG über die Teilnahme der 
Schweiz an diesem Fonds verabschieden. 
Spätestens mit der Botschaft ist auch der Be-
schluss zur Unterzeichnung und zur vorläufi-
gen Anwendung dieser Zusatzvereinbarung zu 
fassen. Letztere regelt unter anderem die fi-
nanziellen Beiträge der Schweiz an den Fonds 
und hält fest, welche Mittel die Schweiz dar-
aus erhält. Als Zweites wird der Bundesrat die 
erforderlichen Umsetzungsbestimmungen auf 
Stufe Verordnung betreffend die Übernahme 
des Visakodexes in das nationale Recht ver-
abschieden. Im Kodex werden alle Schenge-
ner Rechtsinstrumente, welche für visabezo-
gene Entscheidungen massgeblich sind, in 
einem Rechtsakt zusammengefasst. Zudem 
werden die Verfahrensgarantien verstärkt. Ziel 
ist, dass alle Personen, die in einem Schen-
gen-Staat ein Visum beantragen, gleich be-
handelt werden. Als Drittes wird der Bundesrat 
bis Ende 2010 erste Dublin-Vereinbarungen, 
namentlich mit Deutschland und Österreich, 
genehmigen. Solche Vereinbarungen regeln u. 
a. die Vereinfachung der Verfahren und die 
Verkürzung der Fristen für die Übermittlung 
und Prüfung von Gesuchen zur Aufnahme bzw. 
Wiederaufnahme von Asylbewerbern. Können 
sich die EG-Institutionen auf die entsprechen-
den Rechtstexte einigen, dürften der Schweiz 
im Laufe des Jahres 2010 zudem die revidier-
ten Verordnungen zu Dublin und Eurodac so-

wie ein Beschluss betreffend den Zugriff der 
Strafverfolgungsbehörden auf Eurodac notifi-
ziert werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2010 
die Botschaft zur Ratifizierung der Cybercrime-
Konvention des Europarates verabschieden. 
Die 2004 in Kraft getretene Konvention be-
zweckt die Harmonisierung von nationalen 
Gesetzgebungen, indem diese an die Anforde-
rungen der neuen Netzwerktechnologien an-
gepasst werden. Das Übereinkommen regelt 
neben strafrechtlichen Bestimmungen auch 
prozessuale Fragen sowie die Rechtshilfe. Die 
Schweiz hat den Vertrag unterzeichnet und 
erfüllt die Anforderungen bereits in weiten 
Teilen. Im Rahmen der Vernehmlassung wur-
den Vorschläge für punktuelle gesetzgeberi-
sche Anpassungen im Bereich des Computer-
strafrechts sowie in der Rechtshilfe unterbrei-
tet. 

Der Bundesrat wird im Verlaufe des Jahres 
weitere Migrationspartnerschaftsabkommen 
abschliessen. Dies mit dem Ziel, die bilaterale 
Zusammenarbeit in für uns relevanten Kernre-
gionen zu intensivieren. Die Zusammenarbeit 
basiert auf einem partnerschaftlichen Ansatz, 
mit dem Ziel, eine win-win-Situation für beide 
Parteien zu erwirken. Eine Migrationspartner-
schaft besteht sowohl aus direkten als auch 
indirekten Aktionslinien. Direkte Aktionslinien 
sind zum Beispiel der Abschluss eines Rück-
übernahmeabkommens oder die freiwillige 
Rückkehrhilfe, indirekte etwa die Entwick-
lungszusammenarbeit oder Polizeikooperation. 

 

Ziel 7: Sicherheitspolitik umsetzen 

 Verabschiedung des Berichts über die Sicherheitspolitik der Schweiz 
 Botschaft über einen Rahmenkredit zur Weiterführung der Unterstützung der drei Genfer 
Zentren für zivile friedensfördernde Massnahmen und verwandter sicherheitspolitischer  
Aktivitäten 

 Entscheid zum Tiger-Teilersatz 
 Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über den Bevölkerungsschutz und den Zivil-
schutz 

 

 
Der Bundesrat wird seinen neuen Bericht über 
die Sicherheitspolitik der Schweiz 2010 ver-

abschieden und anschliessend dem Parlament 
unterbreiten. Im Bericht werden die grossen 
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Linien und Eckwerte für die Weiterentwicklung 
der schweizerischen Sicherheitspolitik und 
ihrer einzelnen Instrumente für die nächsten 
Jahre definiert. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2010 
die Botschaft über einen Rahmenkredit für die 
Weiterführung der Unterstützung der drei Gen-
fer Zentren für zivile friedensfördernde Mass-
nahmen (sicherheitspolitische Ausbildung, 
humanitäre Minenräumung, demokratische 
Kontrolle der Streitkräfte) und von verwandten 
Aktivitäten in den Jahren 2012–2015 verab-
schieden. Es geht darum, die finanzielle Un-
terstützung der Schweiz für die drei Genfer 
Zentren und das Center for Security Studies 
(CSS) an der ETH Zürich weiterzuführen. 

Der Bundesrat wird 2010 über den Tiger-
Teilersatz entscheiden. Die Schweizer Luftwaf-
fe verfügt neben 33 Flugzeugen vom Typ F/A-
18 noch über 54 vom Typ F-5 (Tiger). Letztere 
müssen wegen ihres fortgeschrittenen Alters 
und technischer Mängel in den nächsten Jah-

ren ausgemustert werden. Der Gesamtbestand 
der Kampfflugzeugflotte wird sich dadurch 
erheblich verringern. Der Bundesrat muss ent-
scheiden, wie er die entstehende Lücke bei 
der Kampfflugzeugflotte füllen will, damit die 
Luftwaffe weiterhin in der Lage ist, ihre Aufträ-
ge, insbesondere den Luftpolizeidienst, zu 
erfüllen. 

Der Bundesrat wird Anfang 2010 eine Ver-
nehmlassung zur Teilrevision des Bundesge-
setzes über den Bevölkerungsschutz und den 
Zivilschutz durchführen und Mitte 2010 dem 
Parlament die Botschaft unterbreiten. Schwer-
punkte der Revision sind Optimierungsmass-
nahmen im Bereich der Ausbildung des Zivil-
schutzes, insbesondere der Kader und Spezia-
listen, sowie bei der Schutzinfrastruktur. Hier 
geht es darum, einerseits beim Schutzraum-
bau die Hauseigentümer finanziell zu entlas-
ten, andererseits durch ein Werterhaltungs-
konzept der Schutzanlagen Einsparungen bei 
Bund, Kantonen und Gemeinden zu ermögli-
chen. 
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Ziel 8: Entwicklung einer kohärenten Familienpolitik 

 Botschaft über die Verlängerung der Anstossfinanzierung für die familienexterne Kinder-
betreuung 

 Einführung eines nationalen Familienzulagenregisters 
 Botschaft zur Teilrevision des Zivilgesetzbuches (gemeinsames Sorgerecht) 

 

 
Der Bundesrat wird Anfang 2010 die Bot-
schaft zur Änderung des Bundesgesetzes über 
Finanzhilfen für familienergänzende Kinder-
betreuung verabschieden. Inhaltlich geht es 
um die Verlängerung der Anstossfinanzierung 
für die familienexterne Kinderbetreuung um 
vier Jahre. Dem Bund wird die Möglichkeit 
eingeräumt, innovative Projekte der Kantone 
und Gemeinden im Bereich der Kinderbetreu-
ung finanziell zu unterstützen. Ausserdem soll 
im Gesetz die Möglichkeit der Innovationsför-
derung im Bereich der familienergänzenden 
Kinderbetreuung verankert werden. 

Im Sommer 2010 soll das revidierte Bundes-
gesetz über die Familienzulagen in Kraft ge-
setzt werden. Damit wird die gesetzliche 
Grundlage für die Einrichtung eines nationalen 
Familienzulagenregisters geschaffen. Mit die-
sem Register will der Bundesrat dafür sorgen, 
dass für das gleiche Kind Zulagen nicht mehr-
fach bezogen werden können und dass der 
administrative Aufwand bei der Abklärung des 

Anspruchs auf die Zulagen vermindert wird. 
Parallel zur Schaffung der rechtlichen Grund-
lage werden die Aufbauarbeiten für das Regis-
ter laufen und bis Ende 2010 abgeschlossen 
sein, so dass die Inbetriebnahme auf den 1. 
Januar 2011 erfolgen kann. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2010 
die Botschaft zum gemeinsamen Sorgerecht 
für die Kinder nach Scheidung der Eltern (Teil-
revision des Zivilgesetzbuches) verabschieden. 
Mit der Vorlage soll die elterliche Sorge in ei-
ner Art und Weise geregelt werden, die von 
ihrem Zivilstand unabhängig ist. Das Kind hat 
ein Recht darauf, dass sich beide Elternteile 
um es kümmern, unabhängig davon, ob sie 
verheiratet, ledig oder geschieden sind. Die 
Zuweisung der elterlichen Sorge an einen El-
ternteil bleibt aber immer möglich, wenn das 
gemeinsame Sorgerecht nicht im wohlverstan-
denen Interesse des Kindes liegt. Auch den 
legitimen Anliegen alleinerziehender Mütter 
soll Rechnung getragen werden. 

 

Ziel 9: Sozialwerke sanieren und sichern 

 Botschaft zur 6. IV-Revision, zweites Massnahmenpaket 
 Einrichtung des IV-Fonds 
 Entscheid über die Grundzüge der 12. AHV-Revision 
 Erhöhung des Beitragssatzes in der Erwerbsersatzordnung 

 

 
Die 5. IV-Revision und die befristete Zusatzfi-
nanzierung sind wichtige Schritte zur dauer-
haften Sanierung der Invalidenversicherung, 
genügen aber noch nicht. Weitere Reformen 
sind unerlässlich. Sie werden in zwei Schritten 
im Rahmen der 6. IV-Revision angegangen. Mit 
dem ersten Massnahmenpaket sind kurzfristig 
einzuleitende Massnahmen zur Reduktion des 

Rentenbestandes, ein neuer Finanzierungs-
mechanismus sowie ein Assistenzbeitrag zur 
Förderung einer selbstbestimmten und eigen-
verantwortlichen Lebensführung von Men-
schen mit einer Behinderung vorgesehen. Ge-
genstand eines zweiten Massnahmenpakets 
bilden die langfristige finanzielle Sanierung 
und Stabilisierung der IV. Der Bundesrat wird 
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die entsprechende Vorlage im ersten Halbjahr 
2010 in die Vernehmlassung geben und bis 
Ende 2010 die Botschaft verabschieden. 

Mit dem Ja zur befristeten Zusatzfinanzierung 
der IV durch Anhebung der Mehrwertsteuer-
sätze kann auch das Bundesgesetz über die 
Sanierung der IV auf 1. Januar 2011 in Kraft 
treten. Das Gesetz sieht die Einrichtung eines 
eigenständigen IV-Ausgleichsfonds vor. Der 
Bundesrat wird 2010 die notwendigen Grund-
lagen für den Vollzug schaffen, damit dieser 
Fonds ab 1. Januar 2011 operationell tätig 
werden kann. 

Die Anpassung der Altersvorsorge an die de-
mografische Entwicklung ist notwendig, um 
die finanzielle Stabilität der AHV zu sichern. 
Der Bundesrat wird bis Ende 2010 entschei-
den, welche Massnahmen auf der Leistungs- 
wie auf der Finanzierungsseite Gegenstand 
einer Vernehmlassungsvorlage sein werden. 
Im Vordergrund stehen eine Flexibilisierung 

des Rentenalters, verbunden mit Anreizen für 
ein längeres Verbleiben im Erwerbsleben, die 
Aufnahme von Elementen eines selbstregulie-
renden Rentensystems, die Neugestaltung der 
Hinterlassenenleistungen sowie die Moderni-
sierung der Organisation der AHV. 

Die Erhöhung des Beitragssatzes der Erwerbs-
ersatzordnung (EO) ab 2011 ist notwendig, um 
die finanzielle Stabilität zu sichern. Mit der 
Einführung der Mutterschaftsentschädigung 
und den verbesserten Leistungen beim Mili-
tärdienst per 1. Juli 2005 wurden die Ausga-
ben der EO erhöht. Mit der Finanzierung dieser 
Mehrausgaben kann nicht länger zugewartet 
werden: Im Jahr 2010 wird der Fonds der Er-
werbsersatzordnung unter den geforderten 
Stand einer halben Jahresausgabe sinken, und 
im Verlaufe von 2011 wäre die EO zahlungsun-
fähig. Der Bundesrat wird über die entspre-
chende Erhöhung in der zweiten Hälfte 2010 
befinden. 

 

Ziel 10: Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern 

 Botschaft zur Totalrevision des Epidemiengesetzes 
 Verabschiedung des nationalen HIV/Aids-Programms 2011–2015 
 Vernehmlassungsergebnisse zur Revision des Heilmittelgesetzes 

 

 
Der Bundesrat wird Anfang 2010 die Bot-
schaft zu einem neu konzipierten Bundesge-
setz über die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz) 
verabschieden. Die Totalrevision ist notwendig 
geworden, weil sich seit dem Inkrafttreten des 
Epidemiengesetzes im Jahre 1974 viele Be-
dingungen verändert haben. Die internationa-
len Verflechtungen und Bewegungen der Men-
schen sind intensiver geworden. Das Ausmass 
und die Geschwindigkeit der Weiterverbreitung 
von übertragbaren Krankheiten haben zuge-
nommen. Es gibt neue Krankheiten, neue Ei-
genschaften bekannter Krankheitserreger 
oder neue Arten der Verbreitung. Die Totalre-
vision trägt den veränderten Umständen zur 
Übertragung von Infektionskrankheiten Rech-
nung. 

Das nationale HIV/Aids-Programm 2004–
2008 wurde bis Ende 2010 verlängert. Die 
zusätzliche Zeit wurde genutzt, um die Laufzeit 
2004–2008 des Programms extern evaluieren 
zu lassen, eine Stakeholderbefragung und eine 
internationale Vergleichsstudie durchzuführen. 
Für die Schweiz mit ihrer konzentrierten HIV-
Epidemie drängt sich die Nutzung von Syner-
gien in der Bekämpfung von HIV und anderen 
sexuell übertragbaren Infektionen (STI) auf. 
Der Bundesrat wird spätestens bis 1. Dezem-
ber 2010 (Welt-Aids-Tag) die Ziele des nationa-
len HIV/STI-Programms 2011–2015 und die 
für die Umsetzung notwendigen Ressourcen 
beschliessen. 

Im ersten Halbjahr 2010 wird der Bundesrat 
die vorgezogene Revision des Bundesgesetzes 
über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heil-
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mittelgesetz, HMG) und die zugehörigen Ver-
ordnungsänderungen in Kraft setzen. Diese 
erste Etappe betrifft die Versorgung der Pa-
tientinnen und Patienten mit Arzneimitteln in 
den Spitälern. Im Rahmen der ordentlichen 
Revision (zweite Etappe) werden nun die übri-
gen Änderungsanliegen angegangen: Die be-

stehenden Marktzutrittsbestimmungen werden 
kritisch überprüft. Gleichzeitig sollen die Si-
cherheit von Arzneimitteln verbessert und die 
Transparenz erhöht werden. Der Bundesrat 
wird 2010 die Ergebnisse der Vernehmlassung 
zur Kenntnis nehmen und über das weitere 
Vorgehen entscheiden. 

 

Ziel 11: Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern 

 Botschaft zu einer Revision des Bürgerrechtsgesetzes 
 Botschaft zur Änderung des Asyl- und Ausländergesetzes 
 Botschaft zur Revision des Strafgesetzbuches (organisierte Suizidhilfe) 
 Bericht über die Ausgestaltung der sozialen Absicherung bei Erwerbsausfall 
 Massnahmen zur Prävention von Jugendgewalt 
 Verordnung betreffend Kinder- und Jugendschutz sowie Kinderrechte 
 Botschaft zur Revision des Jugendförderungsgesetzes 
 Drittes Massnahmenpaket zum sportpolitischen Konzept 
 Verabschiedung der Verordnungen zur neuen Sportgesetzgebung 

 

 
Der Bundesrat wird ab Mitte 2010 die Bot-
schaft zu einer Revision des Bürgerrechtsge-
setzes verabschieden. Die Totalrevision hat 
zum Ziel, bezüglich der Anforderungen an den 
Integrationsgrad und an die Sprachkenntnisse 
einbürgerungswilliger Ausländerinnen und 
Ausländer Kohärenz mit dem neuen Auslän-
dergesetz herzustellen. Zudem soll sicherge-
stellt werden, dass nur gut integrierte Auslän-
derinnen und Ausländer das Schweizer Bür-
gerrecht erhalten. Schliesslich soll durch die 
Vereinfachung und Harmonisierung der Ver-
fahrensabläufe und eine Rollenklärung im 
Einbürgerungsverfahren der administrative 
Gesamtaufwand reduziert werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2010 
die Botschaft zur Änderung des Asyl- und Aus-
ländergesetzes verabschieden. In den vergan-
genen drei Jahren haben sich neue Probleme 
im Bereich der Asylverfahren ergeben. Diese 
sind insbesondere auf die steigenden Asylge-
suchszahlen zurückzuführen. Mit der vorge-
schlagenen Revision des Asyl- und Ausländer-
gesetzes sollen die Verfahren beschleunigt 
und effizienter ausgestaltet werden. Ein weite-
rer Schwerpunkt der Teilrevision liegt in der 

konsequenten Bekämpfung von Missbräu-
chen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2010 
die Botschaft zu einer Revision des Strafge-
setzbuches (Regelung der organisierten Sui-
zidhilfe) verabschieden. Es geht dabei um die 
Frage der Einführung von spezifischen gesetz-
lichen Regelungen für die organisierte Suizid-
hilfe bzw. ein allfälliges Verbot derselben. 

Der Bundesrat wird Ende 2010 einen Bericht 
über die Ausgestaltung der sozialen Absiche-
rung bei Erwerbsausfall und über allfällige 
Verbesserungsmöglichkeiten vorlegen. Er geht 
damit auf ein von parlamentarischer Seite 
verschiedentlich geäussertes Anliegen ein, das 
nach einer verbesserten Koordination bzw. 
einer Reorganisation der sozialen Sicherheit 
verlangt. 

Der Bundesrat wird im Jahr 2010 über ver-
schiedene Massnahmen zur Prävention von 
Jugendgewalt Beschluss fassen: Auf der Basis 
des Konzepts für das nationale Programm zur 
Prävention und Bekämpfung von Jugendgewalt 
wird der Bundesrat im ersten Halbjahr 2010 
über den personellen und finanziellen Beitrag 
des Bundes zur Realisierung des fünfjährigen 
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Programms entscheiden. Ebenfalls im ersten 
Halbjahr 2010 wird er ein Zusammenarbeits-
modell mit den Branchenverbänden im Be-
reich Medien beschliessen. Auf der Grundlage 
der Resultate einer Machbarkeitsstudie wird 
der Bundesrat Ende 2010 schliesslich über 
die Einführung einer regelmässigen nationalen 
Erhebung zur Dunkelziffer im Bereich der Ju-
gendkriminalität entscheiden. 

Der Bundesrat wird bis im zweiten Halbjahr 
2010 die Verordnung betreffend Kinder- und 
Jugendschutz sowie Kinderrechte verabschie-
den. Darin wird die Unterstützung von Mass-
nahmen in den Bereichen Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor Gewalt und Misshand-
lung, Prävention von Jugendgewalt sowie Sen-
sibilisierung für die Rechte des Kindes gere-
gelt. 

Im Sommer 2010 wird der Bundesrat die Bot-
schaft und den Entwurf zum revidierten Ju-
gendförderungsgesetz zuhanden des Parla-
ments verabschieden. Ziel der Vorlage ist der 
Ausbau der Unterstützung offener und innova-
tiver Formen der Kinder- und Jugendförderung, 
die stärkere inhaltliche und strategische Steu-
erung der Finanzhilfen des Bundes sowie die 
gesetzliche Verankerung der Unterstützung 
der eidgenössischen Jugendsession. Weiter 
sollen die Kantone mittels Leistungsverträgen 
beim Auf- und Ausbau und der Weiterentwick-
lung ihrer Kinder- und Jugendpolitik unter-

stützt sowie der Informations- und Erfahrungs-
austausch zwischen den verschiedenen kin-
der- und jugendpolitischen Akteuren gefördert 
werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr das 
dritte Massnahmenpaket zum Konzept für 
eine Sportpolitik in der Schweiz verabschie-
den. Damit werden für die Jahre 2011–2015 
die Schwerpunkte der bundesrätlichen Sport-
politik definiert. Geprüft werden Massnahmen 
in den Bereichen Nachwuchs- und Spit-
zensport sowie Unterstützung des nichtorgani-
sierten Sports durch Ausbildungsangebote im 
Erwachsenensport. 

Das neue, im Herbst 2009 den eidgenössi-
schen Räten zugeleitete Sportförderungsge-
setz, welches das Bundesgesetz über die För-
derung von Turnen und Sport ablöst, will die 
Strafbestimmungen gegen Doping verschär-
fen, dem Bewegungsmangel von Kindern ent-
gegenwirken sowie eine wirksame und effizien-
te Mittelverwendung in der Sport- und Bewe-
gungsförderung sichern. In Abhängigkeit vom 
Stand der parlamentarischen Beratungen wird 
der Bundesrat in der zweiten Jahreshälfte die 
notwendigen Verordnungen zum neuen Gesetz 
und zum Bundesgesetz über die Informations-
systeme des Bundes im Bereich Sport, das die 
Belange des Datenschutzes regelt, verab-
schieden. 



26 



27 
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Ziel 12: Energieversorgung sicherstellen 

 Weitere Umsetzung der Energieaussenpolitik 
 Bericht über Gebühren und Abgaben an die Gemeinwesen 

 

 
Der Bundesrat setzt seine Strategie zur Ener-
gieaussenpolitik weiter um. Wichtigste Schritte 
sind dabei die Intensivierung der Energiedialo-
ge mit den Nachbarländern sowie die Weiter-
führung der Stromverhandlungen mit der EU. 
Der Bundesrat wird von einem Folgebericht 
zur Energieaussenpolitik Kenntnis nehmen. In 
der zweiten Jahreshälfte wird der Bundesrat 
die Botschaft zur Ratifizierung des Beitritts zu 
IRENA (International Renewable Energy    
Agency) verabschieden. 

Ein fester Bestandteil der Strompreise sind die 
Gebühren und Abgaben an die Gemeinwesen. 
Der Bundesrat wird einen Bericht zuhanden 
des Parlaments verabschieden, der einen 
Überblick über sämtliche Gebühren und Abga-
ben an das Gemeinwesen geben wird. Der 
Bundesrat kommt damit Forderungen von par-
lamentarischer Seite nach, welche Berichte 
über notwendige Änderungen des Stromver-
sorgungsgesetzes und der Stromversorgungs-
verordnung verlangen. 

 

Ziel 13: Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen 

 Bericht über die Biodiversitätsstrategie Schweiz 
 Botschaft zu einer Teilrevision des Raumplanungsgesetzes 

 

 
Das Parlament hat den Bundesrat im Bundes-
beschluss über die Legislaturplanung 2007–
2011 beauftragt, eine nationale Biodiversi-
tätsstrategie auszuarbeiten. Der Bundesrat 
wird dazu 2010 eine detaillierte Strategie ver-
abschieden. Diese soll sicherstellen, dass die 
Biodiversität langfristig erhalten und die 
Schweiz auch in Zukunft aus deren Leistungen 
Nutzen ziehen kann. Folgende Bereiche wer-
den in die Strategie einfliessen: genügend 
Flächen müssen in erster Linie für die Entwick-
lung der Biodiversität gesichert werden; Wirt-
schafts- und Freizeitaktivitäten müssen jede 
unnötige Beeinträchtigung der Gesamtfläche 
vermeiden, damit die Qualität der Lebensräu-
me verbessert wird; der wirtschaftliche Wert 
der von der Biodiversität erbrachten Dienste 
muss besser anerkannt werden. 

Mit einer Teilrevision des Raumplanungsge-
setzes als indirektem Gegenvorschlag zur Eid-
genössischen Volksinitiative «Raum für 
Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)» soll 
das Problem der fortschreitenden Zersiedelung 
und des damit einhergehenden Kulturlandver-
lustes aufgegriffen werden. Das Vernehmlas-
sungsverfahren zu einem neuen Raumentwick-
lungsgesetz hatte ein kontroverses Ergebnis 
gezeitigt. Deshalb ist nunmehr vorgesehen, die 
Revision des Raumplanungsgesetzes auf jene 
Themen zu beschränken, welche unmittelbar 
eine Antwort auf die Landschaftsinitiative ge-
ben. Es sind dies insbesondere Vorgaben an 
die kantonalen Richtpläne zur Siedlungsent-
wicklung, Regelungen zu Bauzonen sowie 
Massnahmen zur Bekämpfung der Bauland-
hortung. 
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in einer vernetzten Welt 
festigen 
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Ziel 14: Konsolidierung der Beziehungen zur EU 

 Bericht zur Evaluation der europapolitischen Instrumente der Schweiz 
 Verabschiedung eines Verhandlungsmandats über die Beteiligung am Projekt Galileo 
 Verabschiedung eines Verhandlungsmandats über die Beteiligung am Emissionshandels-
system (ETS) 

 Verabschiedung eines Verhandlungsmandats über eine Zusammenarbeit im Chemikalien-
bereich 

 Botschaft über die Genehmigung der Anpassung von Anhang III des Freizügigkeitsabkom-
mens 

 Botschaft zur Revision des Lebensmittelgesetzes im Hinblick auf ein allfälliges Abkommen 
im Agrar-, Lebensmittel- und Gesundheitsbereich 

 

 
Der Bundesrat wird eine Evaluation der euro-
papolitischen Instrumente der Schweiz vor-
nehmen. Dies wird auf der Grundlage des Eu-
ropaberichts 2006 und des aussenpolitischen 
Berichts 2009 erfolgen. Im Europabericht 
2006 wurde festgehalten, dass das Beschrei-
ten des bilateralen Weges dann erfolgreich ist, 
wenn die drei folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sind: Erstens muss die Schweiz einen 
Grad an Mitentscheidung im Rahmen ihrer 
bilateralen Verträge mit der EU und einen 
Handlungsspielraum für die Durchführung 
ihrer eigenen Politiken besitzen, die als genü-
gend angesehen werden (Teilnahme an der 
Entscheidungsfindung). Zum zweiten muss die 
EU bereit sein, bei der Ausgestaltung ihrer 
Drittstaatpolitik mit der Schweiz Lösungen im 
Rahmen von bilateralen, sektoriellen Abkom-
men zu finden (aussenpolitische Machbar-
keit). Und drittens dürfen sich die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen, insbesondere 
auch im monetären Bereich, nicht zum Nach-
teil der Schweiz verändern (wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen). 

Nach der derzeit noch ausstehenden Verab-
schiedung des EU-Verhandlungsmandats sol-
len die Verhandlungen zur Teilnahme der 
Schweiz an den beiden EU-Programmen im 
Bereich der Satellitennavigation (Galileo und 
Egnos) geführt werden. 

Sowohl in der Schweiz als auch in der EU sind 
seit 2009 die Eckpunkte ihrer Klimapolitik für 
die Zeit nach 2012 festgelegt. Ein fester Be-
standteil der Massnahmen zur Reduktion des 
CO2-Ausstosses ist auf beiden Seiten die Wei-
terführung der bestehenden Emissionshan-

delssysteme (Emission Trading System, ETS). 
Exploratorische Gespräche mit der EU haben 
das beidseitige Interesse an der Verknüpfung 
der Emissionshandelssysteme und die grund-
sätzliche Machbarkeit dieses Vorhabens be-
stätigt. Eine möglichst kompatible Ausgestal-
tung der Systeme ist dafür aber die Vorausset-
zung. Nach Verabschiedung des Verhand-
lungsmandats werden 2010 die Verhandlun-
gen geführt. 

Die Verordnung der EU zur Registrierung, Eva-
luation und Autorisierung von Chemikalien 
(REACH) ist 2007 in Kraft getreten. Diese hat 
zum Ziel, Mensch und Umwelt besser vor mög-
lichen Risiken beim Umgang mit Chemikalien 
zu schützen und Innovationen zu fördern. Mit 
Inkrafttreten der REACH-Verordnung weichen 
die schweizerischen Regelungen in wesentli-
chen Punkten von denjenigen in der EU ab. Zur 
Vermeidung von Handelshemmnissen hat der 
Bundesrat auf Anfang 2009 erste Anpassun-
gen auf Verordnungsstufe vorgenommen. Für 
die Übernahme der zentralen Elemente der 
REACH-Verordnung sind jedoch Änderungen 
auf Gesetzesstufe (Chemikaliengesetz, Um-
weltschutzgesetz) notwendig. Die Gespräche 
mit der EU zeigen, dass eine Zusammenarbeit 
grundsätzlich möglich ist. Darüber hinaus steht 
auch eine Zusammenarbeit betreffend Klas-
sierung, Kennzeichnung und Verpackung zur 
Diskussion. Der Bundesrat wird 2010 auf der 
Basis einer Auslegeordnung einen Grundsatz-
entscheid über die Aufnahme und Inhalte von 
Verhandlungen mit der EU treffen. Die Ausle-
geordnung wird die Auswirkungen der ver-
schiedenen Handlungsoptionen auf die 
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Schweizer Wirtschaft (insbesondere auf die 
KMU), die notwendigen Rechtsanpassungen, 
den erforderlichen Ressourcenbedarf und das 
zukünftige Schutzniveau für Mensch und Um-
welt aufzeigen. 2010 soll ein Verhandlungs-
mandat verabschiedet werden. 

Der Bundesrat hat sich im Juni 2008 für die 
Übernahme der neuen europäischen Richtlinie 
über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen 2005/36/EG ins Freizügigkeitsabkom-
men (Anhang III FZA) ausgesprochen. Der an-
gepasste Anhang inklusive das entsprechende 
Bundesgesetz sollen im Verlauf des Jahres 
2011 in Kraft treten. Die neue Richtlinie er-
leichtert die Dienstleistungserbringung und 
vereinfacht das europäische System der ge-
genseitigen Diplomanerkennung, an dem sich 
die Schweiz seit 2002 beteiligt. Im Rahmen 
der Anpassung von Anhang III FZA sollen zu-
dem im Sinne einer Aktualisierung neue 

schweizerische und europäische Qualifika-
tionstitel ins FZA aufgenommen werden. 

Der Bundesrat hat im März 2008 beschlossen, 
in bestimmten Bereichen die Zusammenarbeit 
mit der EU zu vertiefen. Für die Verhandlungen 
im Agrar-, Lebensmittel- und Gesundheitsbe-
reich wurde ein gemeinsames Mandat (FHAL 
und GesA) mit vier Pfeilern verabschiedet. Vor-
aussetzung für einen erfolgreichen Abschluss 
bildet dabei eine Anpassung des Schweizer 
Lebensmittelgesetzes an das EG-Recht, die 
über den heutigen Stand hinausgeht. Auch die 
angestrebte Teilnahme der Schweiz am Sys-
tem der Lebensmittelsicherheit der EU erfor-
dert eine gegenüber heute weitergehende 
Übereinstimmung der lebensmittelrechtlichen 
Bestimmungen mit denjenigen des EG-Rechts. 
Der Bundesrat wird die Botschaft und den 
Gesetzesentwurf in der zweiten Jahreshälfte 
verabschieden. 

 

Ziel 15: Multilaterales Regelwerk gestalten 

 Botschaft zum Bau eines Annexneubaus zur Erweiterung des Sitzgebäudes der WTO (dritte 
Etappe des «site unique»-Projekts) 

 Botschaft über die Genehmigung des Übereinkommens gegen das Verschwindenlassen von 
Personen 

 Botschaft über die Genehmigung des Übereinkommens über die Streumunition 
 Botschaft zur Beteiligung der Schweiz an den Kapitalerhöhungen der multilateralen Entwick-
lungsbanken und an der Wiederauffüllung der afrikanischen und interamerikanischen Ent-
wicklungsfonds 

 

 
Die Gaststaatpolitik der Schweiz in Bezug auf 
internationale Organisationen und Konferen-
zen ist ein wichtiges Instrument der schweize-
rischen Aussenpolitik und ein Schlüsselele-
ment für die Positionierung unseres Landes im 
internationalen Kontext. Die Anziehungskraft 
von Genf als Zentrum der internationalen Zu-
sammenarbeit und des Welthandels ist in die-
ser Hinsicht von zentraler Bedeutung. Daher 
muss der Sitz der Welthandelsorganisation 
(WTO) in Genf bleiben. Der Immobilienbestand 
der WTO muss aber den Bedürfnissen der 
Organisation angepasst werden. Der WTO-Sitz 
soll an einem einzigen Standort konzentriert 
werden. Das Projekt «site unique» wird in drei 

Etappen realisiert. Der Bundesrat hat in den 
Jahren 2008 und 2009 bereits die ersten bei-
den Botschaften zur Renovation und einer 
Verdichtung (Intra-muros-Erweiterung) des 
heutigen Sitzgebäudes der WTO (Centre Wil-
liam Rappard) verabschiedet. In der ersten 
Jahreshälfte 2010 wird der Bundesrat die drit-
te Botschaft zum Bau eines Annexneubaus 
verabschieden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr die 
Botschaft zum internationalen Übereinkom-
men gegen das Verschwindenlassen von Per-
sonen verabschieden. Das neunte grosse 
Menschenrechtsübereinkommen der Verein-
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ten Nationen regelt zum ersten Mal auf univer-
verseller Ebene dieses Recht, das jeder Per-
son zusteht. Fälle von Verschwindenlassen 
sollen verhütet und die Straflosigkeit des 
Verbrechens bekämpft werden. Das Überein-
kommen trägt zur Förderung der Achtung der 
Menschenrechte bei und entspricht somit den 
aussenpolitischen Zielen der Schweiz. Das 
Übereinkommen ist generell kompatibel mit 
der Schweizer Rechtsordnung. Noch zu prüfen 
bleibt jedoch, in welchem Umfang sich punk-
tuelle Anpassungen auf Bundes- und Kan-
tonsebene aufdrängen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr die 
Botschaft zur Genehmigung des Übereinkom-
mens über Streumunition verabschieden. Das 
Übereinkommen stellt einen substantiellen 
und historischen Fortschritt des humanitären 
Völkerrechts dar. Es sieht ein umfassendes 
Verbot der Entwicklung, der Produktion, des 
Transfers, der Lagerung sowie der Verwen-

dung von Streumunition vor. Munition, die 
genau bestimmte Kriterien erfüllt, insbesonde-
re die Fähigkeit zur präzisen Zielerfassung, 
fällt nicht unter die im Übereinkommen enthal-
tene Definition. Das Übereinkommen enthält 
auch Bestimmungen in Bezug auf die Zerstö-
rung gelagerter Streumunition, die Unterstüt-
zung von Opfern, die internationale Zusam-
menarbeit und Hilfe sowie in Bezug auf die 
Interoperabilität. 

Ein angemessener Beitrag an die internationa-
len Finanzierungsinstitutionen trägt dazu bei, 
den Sitz der Schweiz im Exekutivrat der Welt-
bank und des Internationalen Währungsfonds 
zu konsolidieren. Der Bundesrat wird daher im 
zweiten Halbjahr eine Botschaft zur Beteili-
gung der Schweiz an den anstehenden Kapi-
talerhöhungen der multilateralen Entwick-
lungsbanken und an der Wiederauffüllung der 
afrikanischen und interamerikanischen Ent-
wicklungsfonds verabschieden. 

 

Ziel 16: Friedensförderung und Konfliktprävention 

 Bericht über die Massnahmen zur zivilen Friedensförderung und Stärkung der Menschen-
rechte 

 Bericht über die Menschenrechtsaussenpolitik der Schweiz (2008–2011) 
 Bericht über die Globalstrategie des Bundesrates in den Bereichen Friedensförderung und 
Abrüstung 

 

 
Der Bundesrat wird den jährlichen Bericht 
über die Massnahmen zur zivilen Friedensför-
derung und Stärkung der Menschenrechte 
verabschieden. Die zivile Friedensförderung 
und die Stärkung der Menschenrechte sind 
die Instrumente, mit denen die Schweiz – ak-
tiv oder als Geberland – auf sinnvolle und 
sichtbare Art dazu beitragen will, dass Men-
schen vor politischer Gewalt, Krieg und Willkür 
geschützt werden. Der Bundesrat nimmt re-
gelmässig Kenntnis von den Fortschritten, die 
in diesen Bereichen erzielt worden sind, ins-
besondere durch den jährlichen Bericht über 
die Verwendung des Rahmenkredits 2008–
2011. 

Der Bundesrat wird den Bericht über die Men-
schenrechtsaussenpolitik der Schweiz (2008–
2011) verabschieden. Einmal pro Legislatur-
periode legt der Bundesrat die getroffenen und 
geplanten Massnahmen zur Förderung einer 
wirksamen und kohärenten Menschenrechts-
politik der Schweiz dar. Der Bericht hält insbe-
sondere fest, welche Ziele die Schweiz im Be-
reich der Menschenrechte festgelegt und wel-
che Massnahmen sie getroffen hat, wie den 
Menschenrechten in verschiedenen Politikbe-
reichen und bei Interessenskonflikten mit an-
deren Prioritäten Rechnung getragen wird, 
welche Massnahmen getroffen wurden für 
eine effizientere und kohärentere Aussenpoli-
tik und Aussenhandelspolitik der Schweiz und 
wie die Zivilgesellschaft, die Unternehmen und 
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die Wissenschaft in die Weiterentwicklung der 
Menschenrechte miteinbezogen sind oder 
miteinbezogen werden können. 

Der Bundesrat wird seinen Einsatz für Abrüs-
tung, Rüstungskontrolle und Nonproliferation 

verstärken. Er wird dem Parlament einen Stra-
tegiebericht in den Bereichen Friedensförde-
rung und Abrüstung unterbreiten. Darin wer-
den das sicherheitspolitische Umfeld analy-
siert, die Interessen der Schweiz evaluiert und 
mögliche Massnahmen aufgezeigt. 

 

Ziel 17: Armutsreduktion durch kohärente und wirksame Hilfe zur Selbst-
hilfe 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufstockung des Rahmenkredits der humanitären Hilfe 
 Botschaft zur Verlängerung und Aufstockung des Rahmenkredits der Ostzusammenarbeit 
 Bericht 2010 der Schweiz über die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele 

 

 
Aufgrund der neuerdings angestrebten Ab-
stimmung der Legislaturplanung mit allen be-
deutenden mehrjährigen Finanzbeschlüssen 
kommt es, bis die Angleichungen spielen, zu 
etlichen Übergangsregelungen. Die Über-
gangsphasen sollen durch eine Verlängerung 
und Aufstockung der Rahmenkredite sicher-
gestellt werden. Die Rahmenkredite zur Wei-
terführung der humanitären Hilfe sowie zur 
Weiterführung der Ostzusammenarbeit wer-
den voraussichtlich zwischen Mitte 2011 und 
Mitte 2012 auslaufen. Eine Übergangsphase 
von 6–18 Monaten wird notwendig sein. Der 
Bundesrat wird daher die entsprechenden 

Botschaften in der zweiten Jahreshälfte verab-
schieden. 

Alle fünf Jahre unterbreitet der UNO-
Generalsekretär der UNO-Vollversammlung 
einen vollständigen Bericht über die Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele. Der 
erste dieser Berichte wurde im Jahr 2005 an-
lässlich des Millennium+5-Gipfels herausge-
geben. Der zweite wird im Jahr 2010 folgen. 
Der Bundesrat wird den Bericht 2010 der 
Schweiz über die Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele verabschieden. 
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Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2010 

 

1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken, um die Voraussetzungen für mehr 
und bessere Arbeitsplätze zu schaffen 

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und 
Rahmenbedingungen verbessern 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Sammelbotschaft zur Standortförderung 2012–2015  X 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für Eventualverpflich-
tungen in der Wohnraumförderung (Bürgschaften) 

 X 

 Botschaft über die finanziellen Mittel für die Landwirt-
schaft in den Jahren 2012 und 2013 

X  

 Botschaft zur Teilrevision des Schuldbetreibungs- und 
Konkursrechts (Sanierungsrecht) 

X  

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Sicherung 
der Bankeinlagen 

X  

 Botschaft zur Beschleunigung des Beschaffungswesens  X 

 Bericht zur Überprüfung der Finanzmarktaufsicht (in 
Erfüllung des Po. David 08.4039 und der Mo. WBK-N 
09.3010) 

X  

    

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über 
die Förderung der Forschung und Innovation 

 X 

 Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung 
und Innovation im Jahre 2012 (BFI-Botschaft 2012) 

 X 

 Botschaft über die Genehmigung der Beteiligung der 
Schweiz an der Phase I des «European XFEL Project» 

X  

 Bericht über die neuen Technologieinitiativen der EU (in 
Erfüllung des Po. Burkhalter 08.3465) 

X  

 Bericht über die Unterstützung der dualen Ausbildung 
(in Erfüllung des Po. Favre 08.3778) 

X  

 Bericht über der Situation der ärztlichen Grundversor-
gung in der Schweiz (in Erfüllung der Po. SGK-S 
07.3279 und SGK-N 07.3561) 

 X 

 Bericht zum Fachkräftemangel in Naturwissenschaften 
und Technik (in Erfüllung der Po. Hochreutener 
07.3538, Recordon 07.3747 und Widmer 07.3810) 

X  
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Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität 
des Steuersystems stärken: Ausgleich des Bun-
deshaushalts nachhaltig sicherstellen und Steuer-
reformen weiterführen 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Zusatzbotschaft zur Staatsleitungsreform X  

 Botschaft über die Konsolidierung des Bundeshaushalts 
und die Umsetzung der Aufgabenüberprüfung 

X  

 Botschaft zur Neudotierung der Finanzausgleichsgefäs-
se Bund-Kantone für die Jahre 2012–2015 

 X 

 Botschaft über die Besteuerung des privaten Wohnei-
gentums, indirekter Gegenvorschlag zur Eidgenössi-
schen Volksinitiative «Sicheres Wohnen im Alter» 

X  

 Botschaft zum Bundesgesetz über den Einkauf von 
Waren in Zollfreiläden auf Flughäfen (Tax free at arrival) 

 X 

 Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Für die 
Stärkung der Volksrechte in der Aussenpolitik (Staats-
verträge vors Volk!)» 

 X 

 Bericht zum Austausch personenbezogener Daten zwi-
schen Behörden des Bundes und der Kantone (in Erfül-
lung des Po. Lustenberger 07.3682) 

 X 

    

Ziel 4 Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur 
optimieren 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Revision des Strassenverkehrsgesetzes 
(Via sicura) 

 X 

 Zweite Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2  X 

 Botschaft zur Leistungsvereinbarung Bund-SBB 2011–
2012 und zur Finanzierung der KTU 2011–2012 

X  

 Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «für men-
schenfreundlichere Fahrzeuge» 

X  

2 Die Sicherheit gewährleisten 

Ziel 5 Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vor-
beugen und diese bekämpfen 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Keine   
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Ziel 6 Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und 
Polizeibereich verstärken 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung der Noten-
austausche zwischen der Schweiz und der Europäi-
schen Gemeinschaft betreffend die Übernahme der 
Entscheidungen zum Aussengrenzenfonds sowie der 
Zusatzvereinbarung mit der Europäischen Gemeinschaft 
über eine Beteiligung der Schweiz am Aussengrenzen-
fonds 

X  

 Botschaft zur Ratifizierung der Cybercrime-Konvention 
des Europarates 

X  

    

Ziel 7 Sicherheitspolitik umsetzen 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft über einen Rahmenkredit zur Weiterführung 
der Unterstützung der drei Genfer Zentren für zivile 
friedensfördernde Massnahmen und verwandter sicher-
heitspolitischer Aktivitäten 

 X 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über den 
Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz 

X  

 Bericht des Bundesrates über die Sicherheitspolitik der 
Schweiz 

X  

3 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken 

Ziel 8 Entwicklung einer kohärenten Familienpolitik 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft über die Verlängerung der Anstossfinanzie-
rung für die familienexterne Kinderbetreuung 

X  

 Botschaft zur Teilrevision des Zivilgesetzbuches (ge-
meinsames Sorgerecht) 

 X 

    

Ziel 9 Sozialwerke sanieren und sichern 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur 6. IV-Revision, zweites Massnahmenpaket  X 

 Bericht über die Transparenz in der beruflichen Vorsor-
ge (in Erfüllung des Po. Robbiani 06.3783) 

X  

    

Ziel 10 Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit 
fördern 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Totalrevision des Epidemiengesetzes X  

 Bericht über Massnahmen zum Schutze der Patienten-
daten der Versicherten (in Erfüllung des Po. Heim 
08.3493) 

 X 

 Bericht mit Leitbild zu einer kohärenten Suchtpolitik (in 
Erfüllung des Po. Fehr 09.3665) 

X  
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Ziel 11 Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zu einer Revision des Bürgerrechtsgesetzes  X 

 Botschaft zur Änderung des Asyl- und Ausländer-
gesetzes 

X  

 Botschaft zur Revision des Strafgesetzbuches (organi-
sierte Suizidhilfe) 

 X 

 Botschaft zur Revision des Jugendförderungsgesetzes  X 

 Bericht über die Ausgestaltung der sozialen Absicherung 
bei Erwerbsausfall (in Erfüllung des Po. Schenker 
09.3655) 

 X 

 Bericht zu möglichen Massnahmen zum Schutz der 
Kinder und Jugendlichen vor Gewalt in der Familie (in 
Erfüllung des Po. Fehr 07.3725) 

X  

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen 

Ziel 12 Energieversorgung sicherstellen 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Ratifizierung des Beitritts zu IRENA (Inter-
national Renewable Energy Agency) 

 X 

 Bericht über Gebühren und Abgaben an die Gemeinwe-
sen (in Erfüllung der Po. UREK-N 08.3758 und UREK-S 
08.3756) 

 X 

    

Ziel 13 Schonender Umgang mit den natürlichen Res-
sourcen 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Raum für 
Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)» sowie zu 
einer Teilrevision des Raumplanungsgesetzes als indi-
rekter Gegenvorschlag 

X  

 Bericht über die nationale Biodiversitätsstrategie 
Schweiz 

 X 

5 Die Stellung der Schweiz in einer vernetzten Welt festigen 

Ziel 14 Konsolidierung der Beziehungen zur EU 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft über die Genehmigung der Anpassung von 
Anhang III des Freizügigkeitsabkommens 

 X 

 Botschaft zur Revision des Lebensmittelgesetzes  X 

 Botschaft über den Beitritt zum europäischen Überein-
kommen über die internationale Beförderung von ge-
fährlichen Gütern auf Binnenwasserstrassen (ADN) 

 X 

 Bericht zur Evaluation der europapolitischen Instrumen-
te der Schweiz 

 X 
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Ziel 15 Multilaterales Regelwerk gestalten 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zum Bau eines Annexneubaus zur Erweite-
rung des Sitzgebäudes der WTO (dritte Etappe des «site 
unique»-Projekts) 

X  

 Botschaft über die Genehmigung des Übereinkommens 
gegen das Verschwindenlassen von Personen 

 X 

 Botschaft über die Genehmigung des Übereinkommens 
über die Streumunition 

X  

 Botschaft zur Beteiligung der Schweiz an den Kapitaler-
höhungen der multilateralen Entwicklungsbanken und 
an der Wiederauffüllung der afrikanischen und inter-
amerikanischen Entwicklungsfonds 

 X 

 Botschaft zur Genehmigung des Übereinkommens über 
den Zugang zu Informationen und zu Gerichten in Um-
weltangelegenheiten (Aarhus-Konvention) 

 X 

    

Ziel 16 Friedensförderung und Konfliktprävention 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Bericht über die Massnahmen zur zivilen Friedensförde-
rung und Stärkung der Menschenrechte 

 X 

 Bericht über die Menschenrechtsaussenpolitik der 
Schweiz (2008–2011) 

 X 

 Bericht über die Globalstrategie des Bundesrates in den 
Bereichen Friedensförderung und Abrüstung (in Erfül-
lung des Po. SIK-S 09.3003) 

 X 

    

Ziel 17 Armutsreduktion durch kohärente und wirksame 
Hilfe zur Selbsthilfe 

1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufstockung des Rah-
menkredits der humanitären Hilfe 

 X 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufstockung des Rah-
menkredits der Ostzusammenarbeit 

 X 

 Bericht 2010 der Schweiz über die Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele 

 X 
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Wichtigste Wirksamkeitsüberprüfungen 2010 

 
Die nachstehend aufgeführten Wirksamkeits-
überprüfungen werden in Anwendung von 
Artikel 170 der Bundesverfassung vorgenom-

men. Dazu gehören seit 2007 auch vertiefte 
Regulierungsfolgenabschätzungen. 

 

1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken, um die Voraussetzungen für 
mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen 

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen verbessern 

 Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur Revision des Versi-
cherungsvertragsgesetzes 

 Auftraggeber/in: Eidgenössische Finanzverwaltung, Staatssekretariat für 
Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2), Bundesratsbeschluss 
vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung des unternehmeri-
schen Alltags) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1, Botschaft zur Total-
revision des Versicherungsvertragsgesetzes; Ziel 2010-1 
Botschaft zur Totalrevision des Versicherungsvertragsge-
setzes 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 
Erlasses 

 Adressat/in: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanaly-
se, Ex-ante-Evaluation 

 Sprache: deutsch oder französisch 

   

 Titel: Arbeitslosigkeit unter Niedrigqualifizierten: Die Rolle der 
Globalisierung 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslosenversi-
cherung und die Insolvenzentschädigung (Art. 73a) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 
Erlasses 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: deutsch, französisch 
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 Titel: Evaluation zum Bundesgesetz über die Finanzhilfen an 
gewerbeorientierte Bürgschaftsorganisationen 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Finanzhilfen an gewerbeorientierte 
Bürgschaftsorganisationen (Art. 11) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeits-
analyse 

 Sprache: deutsch 

   

 Titel: Evaluation der Schweizerischen Exportrisikoversicherung 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Schweizerische Exportrisikoversi-
cherung (Art. 35) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeits-
analyse 

 Sprache: deutsch 

   

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern 

 Titel: Erster nationaler Bildungsbericht Schweiz 2010 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Berufsbildung und Technologie, General-
sekretariat der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 61a), Bundesgesetz über Beiträge 
an gemeinsame Projekte von Bund und Kantonen zur 
Steuerung des Bildungsraums Schweiz (Art. 1) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 2 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Die für die Steuerung des Bildungssystems verantwortli-
chen Behörden bei Bund und Kantonen 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeits-
analyse 

 Sprache: deutsch, französisch, italienisch, englisch 
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Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersystems stärken: Ausgleich 
des Bundeshaushalts nachhaltig sicherstellen und Steuerreformen weiterführen 

 Titel: Evaluation des Finanz- und Lastenausgleichs 

 Auftraggeber/in: Eidgenössische Finanzverwaltung 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (Art. 
18) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 3 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung, Vorbereitung 
einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses 

 Adressat/in: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: deutsch, französisch, italienisch 

   

 Titel: Evaluation des Austauschs personenbezogener Daten 
zwischen Bundes-, Kantons- und Gemeindebehörden 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Justiz 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Erleichterter Datenaustausch zwischen Bundes- und Kan-
tonsbehörden (in Erfüllung des Po. Lustenberger 07.3682) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 3 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch 

   

Ziel 4 Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren 

 Titel: Evaluation des Umweltvorteils des öffentlichen Verkehrs 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Verkehr 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Eisenbahngesetz (Art. 17) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 4 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch 
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2 Die Sicherheit gewährleisten 

Ziel 5 Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und diese bekämpfen 

 Keine  

   

Ziel 6 Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich verstärken 

 Titel: Evaluation Polizeikooperationsabkommen mit Österreich 
und mit dem Fürstentum Liechtenstein 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Polizei 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Vertrag vom 27. April 1999 zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, der Republik Österreich und dem 
Fürstentum Liechtenstein über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit der Sicherheits- und Zollbehörden 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 6, Ausbau der bilate-
ralen Abkommen über die Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung der Kriminalität 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 
Erlasses 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch 

   

Ziel 7 Sicherheitspolitik umsetzen 

 Keine  

3 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken 

Ziel 8 Entwicklung einer kohärenten Familienpolitik 

 Keine  

   

Ziel 9 Sozialwerke sanieren und sichern 

 Titel: Herabsetzung der Eintrittsschwelle und des Koordina-
tionsabzugs BVG 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Sozialversicherungen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: — 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 9 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Vorbereitung einer Gesetzesrevision 
oder eines neuen Erlasses 
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 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeits-
analyse 

 Sprache: deutsch, französisch 

   

 Titel: Evaluation des nationalen Pilotprojekts «interinstitutionelle 
Zusammenarbeit» (IIZ-MAMAC) 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Sozialversicherungen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (Art. 68), 
Verordnung über die Invalidenversicherung (Art 96) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 9 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch, französisch 

   

Ziel 10 Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern 

 Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur Umsetzung der Stra-
tegie «eHealth» 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Gesundheit, Staatssekretariat für Wirt-
schaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2), Bundesratsbeschluss 
vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung des unternehmeri-
schen Alltags) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 10, Botschaft über die 
Erarbeitung der rechtlichen Grundlagen zur Umsetzung der 
Strategie «eHealth» 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 
Erlasses 

 Adressat/in: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanaly-
se, Ex-ante-Evaluation 

 Sprache: deutsch oder französisch 
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 Titel: Wirtschaftliche Beurteilung von Überwachungsprogram-
men (Tierseuchenauswirkungen) 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Veterinärwesen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Tierseuchengesetz (Art. 42) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 10 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirtschaftlichkeitsanalyse 

 Sprache: deutsch, englisch 

   

Ziel 11 Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern 

 Titel: Evaluation der Filmförderungskonzepte 2006–2010 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Kultur 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Filmgesetz (Art. 12), Filmförderungsverordnung (Anhang 
Ziff. 1 Bst. d) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 11 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 
Erlasses 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch, französisch 

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen 

Ziel 12 Energieversorgung sicherstellen 

 Keine  

   

Ziel 13 Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen 

 Titel: Evaluation der «Strategie Nachhaltige Entwicklung: Leit-
linien und Aktionsplan 2008–2011» 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Raumentwicklung 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesratsbeschluss vom 16. April 2008 (Bericht Strate-
gie Nachhaltige Entwicklung: Leitlinien und Aktionsplan 
2008–2011) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Rechenschaftsablage, Erkenntnisse 
für die Erarbeitung der neuen Strategie 
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 Adressat/in: Bundesrat, Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch oder französisch 

   

 Titel: Wirkungsanalyse Luftreinhaltung 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Umwelt 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über den Umweltschutz (Art. 44a) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Rechenschaftsablage, Vorbereitung 
einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch, französisch 

   

 Titel: Evaluation der Agglomerationspolitik des Bundes 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft, Bundesamt für Raument-
wicklung 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesratsbeschluss vom 19. Dezember 2001 (Agglome-
rationspolitik) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch oder französisch 

5 Die Stellung der Schweiz in einer vernetzten Welt festigen 

Ziel 14 Konsolidierung der Beziehungen zur EU 

 Keine  

   

Ziel 15 Multilaterales Regelwerk gestalten 

 Keine  
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Ziel 16 Friedensförderung und Konfliktprävention 

 Titel: Evaluation der Massnahmen zur Sensibilisierung für Men-
schenrechte 

 Auftraggeber/in: Politische Direktion EDA, Politische Abteilung IV 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Botschaft über die Weiterentwicklung von Massnahmen 
zur zivilen Friedensförderung und Stärkung der Menschen-
rechte vom 15. Juni 2007 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 16 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Rechenschaftsablage 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch oder französisch 

   

Ziel 17 Armutsreduktion durch kohärente und wirksame Hilfe zur Selbsthilfe 

 Titel: Evaluation der Wirkung der Massnahmen im Energie-
bereich in Osteuropa und Zentralasien 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Botschaft über die Weiterführung der technischen Zu-
sammenarbeit und der Finanzhilfe zugunsten von Entwick-
lungsländern vom 14. März 2008 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 17 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: englisch 

   

 Titel: Bericht über die Wirksamkeit der Hilfe in der Landwirt-
schaft 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft, Direktion für Entwicklung 
und Zusammenarbeit 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Botschaft über die Weiterführung der technischen Zu-
sammenarbeit und der Finanzhilfe zugunsten von Entwick-
lungsländern vom 14. März 2008 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 17 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: deutsch, französisch, englisch 
 




